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Berlin 
1. März 1925 


Am 9. März tritt in Genf der Völkerbundrat zu ſeiner dies⸗ 
jährigen erſten Tagung nants, Punkt 2 ſeiner Tagesordnun 
weiſt die Ernennung der Mitglieder der Saarregierung auf. Nach 
den Beſtimmungen des Saarſtatuts „beſteht dieſer Regierungsaus⸗ 
ſchuß aus 5 Mitgliedern, die vom Rate des Völkerbundes ernannt 
werden: Ihm gehören an: ein Franzoſe, ein aus dem Saarbecken 
1 und dort anſäſſiger Nichtfranzoſe und drei Mitglieder, 

te andern Ländern als Deutſchland und Frankreich angehören. 
Die Mitglieder des Regierungsausſchuſſes werden auf ein Jahr 
ernannt; ihr Auftrag kann erneuert werden. Der Rat des 


Völkerbundes kann fie abberufen und für ihren Erſatz jorgen. | 


Der —— des Regierungsausſchuſſes wird von dem Rat des 
Völkerbundes aus den Mitgliedern des Ausſchuſſes für die Dauer 
eines Jahres ernannt; er kann wiederernannt werden.“ So 


lautet der Wortlaut der Beſtimmungen der Paragraphen 17 und 18 


des Kapitels 2 des Saarſtatuts. Daraus ergibt ſich, ebenſo wie 
aus den grundlegenden Beſtimmungen der Artikel 46 und 50 des 
Verſailler Diftats und aus der 
Artikel 45 bis 50, daß die Regierungskommiſſion für das Saar⸗ 


gebtet eine neutrale, von irgendeiner Partei unabhängige Ver⸗ 


im 
sabre 1935 zu gewährleiſten. Es ergibt ſich ferner, daß nach den 
Be timmungen des Paragraphen 17 der franzöſiſche Ein⸗ 
fluß in der Regierungskommiſſion, zif ausgedrückt, 
nur % betragen ſollte, und der Vorſitzende des 
Regierungsausſchuſſes nach Paragraph 18 der Beſtimmungen 
nicht ein Franzoſe ſein muß. | 

Wir wiſſen aus den Veröffentlichungen Tardieus und aus 

anderen Mitteilungen, vor allem von engliſcher Seite her, daß 
lch bei der “en Ernennung der Regierungskommiſſion in der 
ritten öffentlichen Sitzung des Völkerbundrates in London 
chwere Kämpfe zwiſchen Frankreich und England abgeſpielt 
aben. England hat damals mit aller Entſchiedenheit wider⸗ 
liche; zum Präſidenten der Regierungskommiſſion das fran⸗ 
öſiſche Mitglied zu ernennen, da es mit lh par daß 
adurch der franzöſiſche Einfluß in der Regierungskommiſſion zu 
ark werden müßte, was nicht dem Geiſte der Beſtimmungen ent⸗ 
präche. Frankreich hat mit 4 Entſchiedenheit und in wohl⸗ 
berechtigter Abſicht den Standpunkt verfochten, daß nur ein Fran⸗ 
t in der Lage wäre, die im Saargebiet ſich gegenüberſtehenden 
ntereſſen der Franzoſen zur Ausbeutung der Saargruben und 
sum andern der Bevölkerung zur Sicherung ihrer Wohlfahrt und 
hrer Rechte richtig wahrzunehmen. Leon Bourgeois verlangte 
daher, daß das franzöſiſche Mitglied der Regierungsfommiffion 
auch gleichzeitig zum Präſidenten des Verwaltungsausſchuſſes er⸗ 
nannt werde. Den 7 Standpunkt unterſtützten Belgien, 
Braſtlien, Japan und Griechenland, jo daß der 
Vertreter als Berichterſtatter für die Saarfrage in ſeinem Bericht 
ber die Regierungskommiſſion am 13. Februar 1920 u. a. fol⸗ 
gendes erklären durfte: 

Es ſcheint mir, daß der Vorſitz in dieſer Kommiſſion dem 
franzöſiſchen Mitglied der Regierungskommiſſion zukommen 
muß. Die wirkſchaftliche Entwicklung und über⸗ 
Saut das Wohlergehen der Bevölkerung des 


waltung darſtellen ſoll, um eine unbeeinflußte , bab na 


aarbeckens hängen zum größten Teil von der Unters 


inleitung zur Anlage der 


6, Jahrgang SellesAlliances Plats 15, in beiden Fallen für Konto ,Sefdhifteftetle Saar- bei ein“ mit dem Vermerk „Saar- 


Rault. 


— 


ſt ü tzun g. ab, die die franzöſiſche Regierung. ihr angedeihen 
laſſen wird. Wie nämlich der Friedensvertrag in Artikel 45, 
Abſchnitt IV, Teil III, ſelbſt beſtimmt, gehört das volle und un⸗ 


beſchränkte Eigentum an den im Saarbecken belegenen Roh» 


lengruben Frankreich, das darüber ohne irgendwelche Ein⸗ 
Iain 1 verfügen kann. Außerdem ſieht die Anlage zu Ab⸗ 
ſchnitt IV des dritten Teils des Vertrags in niece 31 vor, 
daß das Saarbeckengebiet dem franzöſiſchen Zoll⸗ 
y ſtem cen 8 wird. Indem alſo der Friedensvertrag 
em franzöſiſchen Staat den Beſitz und die Ausbeutung der 
des Saarbeckens übertragen und ihm ferner die 
Zollverwaltung anvertraut hat, hat er Frankreich eine 
Anzahl von Rechten gegeben, über die die fran zö⸗ 
iſche Regierung nicht gehalten iſt, set mit 
ins Benehmen zu 
8 Indes iſt es von Wichtigkeit, daß die Wahrnehmung dieſer 
Rechte, was die Art und Weiſe ihrer Anwendung betrifft, im 
vollkommenen Einvernehmen mit dieſer Kommiſſion erfolgt. 
Hierzu gehört beiſpielsweiſe das Recht, Verkehrswege für den 
Bedarf der 8 und auszubeuten, das Recht, ſich 
des franzöſiſchen Geldes für jede auf die Gruben bezügliche 
Zahlung oder Ausgabe zu bedienen uſw. Dieſes letztere 
Recht bedeutet keineswegs die Einführung 
des . Franken als Währungs⸗ 
geld (1) im Saarſtaat zufolge der Zahlungen, die dort im 
Zuſammenhang mit der Ausbeutung der Gruben erfolgen. 
Es darf ferner nicht vergeſſen werden, daß die Hütten⸗ 
induſtrie des Saarbeckens, die während der Kriegsjahre be⸗ 


trächtlich angewachſen ijt, nicht leben und ſich nicht entwickeln 


kann ohne das Erz von Lothringen, und d 
des Saarbeckens, deſſen Verwaltung der Vertra Regte- 
rungskommiſſion anvertraut, nur durch Unterſtützung mit 
Material ſeitens des benachbarten Netzes von Elſaß⸗Lothringen 
organiſiert und betrieben werden kann. 


Das Wohlergehen der Bevölkerung des Saarbeckens und die 
Erforderniſſe der 5 in dieſem Gebiet erfordern ein 
enges Zuſammenarbeiten der franzö⸗ 
iſchen Regierung, die kraft des Vertrages über einen 
ſehr wichtigen Teil des Wirtſchaftslebens des Saarbeckens ver⸗ 
ügt, und der Regierungskommiſſion, der der 
Völkerbundrat die Aufgabe der Verwaltung des Gebiets über⸗ 
trägt. Dieſes Zuſammenarbeiten kann nicht beſſer gewährleiſtet 
werden als durch die Beziehungen, die der Präſident der Kom⸗ 
miſſion mit der franzöſtſchen — unterhalten wird, durch 
* Kenntnis der Einzelheiten der franzöſiſchen Verwaltung, 
die wie jede Verwaltung einen feinen und weit verzweigten 
Mechanismus darſtellt, und durch die Garantie guter Bee 
ziehungen mit Frankreich, die er gleichſam in ſich ſelbſt trägt, 


weil er Franzoſe ift. 
Schon aus dieſem Bericht ergab ſich nur zu deutlich, daß die 


ranzöſiſchen wirtſchaftlichen Intereſſen im 
Ne te und die Wohlfahrt der Be⸗ 
völkerung aber dieſen Intereſſen vollkommen untergeordnet 
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duo rauf einſtellte, und 


te aus der Abſicht heraus erfolgt, unpartei 
es 
Regierungstätigkeit des Herrn Nault n 


erſchienen, aus 


Staaten, die darin vertreten find, um für Necht und 


| 


wurden. Die ane Verwaltung des Gaargebtets durch den 


Präſidenten Rault hat gezeigt, daß er nur diefe ft en In⸗ 
tereſſen kannte, daß er fs ganze Verwaltungstätigkeit lediglich 
rüber Binaus unter Mißbrauch ſeiner 
Amtsgewalt die Bevölkerung in ihren wirtſchaftlichen, politiſchen, 
nationalen und Kulturellen Intereſſen ſchädigte, wo ihm nur 
irgendwie die Möglichkeit geboten wurde. Seine ganze Regie⸗ 
rungstätigkeit ftellt letzten Endes nicht anderes dar, als die 
Unterſtützung der Feng, Ausbeutun 
des Gaargebiets und ſeiner Bevölkerung dur 
die ron e Gruben verwaltung. Nicht Hüterin des Rechts 
det Bevölkerung, ſondern Schutzpatron der franzöſiſchen 


Ausbeutungspolitik iſt Herr Rault die 5 re 


iner —— pees. Die jüngſte Denkſchrift, die die politiſchen 
Parteien arlandesrats dem Völkerbundrat zugeleitet 


aben, wie auch zahlreiche andere Denkſchriften früheren Datums 
n den dokumentariſch belegten Beweis erbracht, daß Herr 


ault ſich nicht als Beauftragter des Völkerbundes, jondern als P 


det politiſche Geheimagent Frankreichs betrachtet 
hat, und dement 1 305 ſeine Regterungstatigfcit im Saarge⸗ 
biet ausübte. Fünf Jahre Tätigkeit Raults im Saargebiet find 
rr mit fünfjährigem Kampf gegen die 
tundrechte der Saargebiets bevölkerung. Kaum 
ein Fall i 1 bes bet: wo er ſich an ſeine Inſtruktionen vom 
bund gehalten hat, und nicht eine Maßnahme, die er traf, 
als Beauftragter 
erfüllen. Würde die 
den Rechts⸗ und Ge⸗ 
beſtimmungen irgendeines Rechtsſtaates nachgeprüft werden, 
un würde Herr Rault für alle Zeiten aufgehört haben, ein 
Sffentlides Amt zu bekleiden. 


Nunmehr ſteht die Frage der Neuernennung der Mitglieder 
der Reglerungslommiſſion unmittelbar bevor. Frese 
find Nachrichten in der franzöſiſchen wie in der engliſchen Preſſe 
denen entnommen werden muß, daß zwiſchen 
ertiot und Chamberlain eine Vereinbarung dahin zuſtande ge⸗ 

mmen it, errn Rault auf ein weiteres Jahr zum 
Prälidenten der Regierungskommiſſion zu er⸗ 
nennen. So ungeheuerlich das erſcheinen mag, ſoviel Wahr⸗ 
JOeintt it iff vorhanden, daß der Völkerbundrat fid dem 
ien Frankreichs und den Kuhhandelsgeſchäften der alliierten 
11 wird. Die des Herrn 
Rault hat dem Völkerbundrat wiederholt beſchäftiht und er 4228 
ia trotz allet diplomatiſchen Höflichkeit und trotz des franzöſiſchen 
influſſes wiederholt genötigt, dieſe Tätigkeit des Herrn Rault 
einer Kritit zu unterziehen, die einer ſtarken Mißbilligung gleich⸗ 
fam. In vielen anderen Fällen hat es die Unintereſſtertheit der 
2 des Völkerbundrates, ihre Befangenheit oder ihre 
Abhängigkeit von Frankreich ide daß 2 1 Vertrags⸗ 
brüche der — 3 nt blieben. Es ſei nur an die 
usbeutungspolitik, an die Währungspolitik, die den eben ange⸗ 
tten * des griechiſchen Berichterſtatters gröblich 
eamtenpolitik, Steuer⸗, Schul⸗ und Verkehrs⸗ 

litik erinnert, und an die Zuſammenarbeit mit der franzöſiſchen 
ruben verwaltung. wie mit der franzöſiſchen Regierung, um zu 
rlennen, daß der Wolferbund in Dutzenden von 
ällen das ihm zuſtehende Aufſichtsrecht gegen⸗ 
ber der Saar verwaltung mit Rid icht auf 
rankreich nicht nur nicht angewandt, fondern 
Feen es Vertrages durch die Regie⸗ 
rungskommiſſion geduldet und gebilligt hat. 


Das find Dinge, die den Glauben in der Saargebiets⸗ 
bevölkerung erſchüttert haben, als ſei vom Völkerbund 
tatlé id eine unparteiiſche und gerechte Beurteilung der 
Vethältniſſe im Saargebiet zu erwarten. Das iſt um fo 


Völkerbundes feine Treuhänderpflicht 


widerſprach, an die 


tragiſcher, als das Saargebiet in der ganzen Welt nicht eine Ver⸗ 
tretung ſeiner Intereſſen hat, als dieſen Völkerbund, der jedoch 


weitgehende Beweiſe dafür gegeben hat, daß er ſich letzten Endes 
für eine Geſellſchaft zur Durchführung der franzöſiſ 

und Expanſionspolitik betrachtet, trogß wirk!l neuttaler 
ch einzuſetzen. Aber ihr Einfluß tft geri 22 
nzuſetzen. t ihr Einflu gering und es überwieg 
K. bei weitem der franzöſiſche Druck. 

Aus dieſem Grunde en wir keine Hoffnung, daß der 
Völkerbundrat in feiner bevorſtehenden Tagung bei der Er⸗ 


Fare der Regierungskommiſſion und ihres Präſidenten den 


angofiiden Wünſchen entgegen beſchließen wird. Gerade die 
etzten en haben fo ſchlagende Beweiſe dafür gebracht, daß 
die 8 anzöſiſche Regierung ſich alle Mühe gibt, um die 
nzöſiſche Gewalt⸗ und Rechtsbruchpolitik der 
egierung ſortzuſetzen. Alle t en deuten ſogar darauf hin, 
daß in der franzöſiſchen Saarpolitik mit einer Verſchärfung der 
anzöſiſchen Annexionsbeſtrebungen gerechnet werden muß. Die 
rt, wie die Zertriimmerung des Saargebiets ge⸗ 
rade jetzt von der franzöſiſchen Regierung betrieben wird, liefert 
einen weiteren Beweis dafür, daß jede ung auf eine gerechte 
des Saargebiets durch die lkerbundskommiſſion 
aus ſichislos erſcheinen muß. 


incaré'ſchen 


n Macht⸗ 


Im Saargebſet erwartet man auf Grund der ſchlechten Ey 

— ty die man mit der Völkerbundsverwaltung unter den 
orſitz des Franzoſen Nault gemacht hat, und auf Grund der ihm 
nachgewieſenen Amtsverletzungen die Abberufung Raultg 
und ſeine Erſetzung durch eine neutrale und mene Perſön⸗ 
lichkeit. Auch in England ijt man, beſonders in den liberalen und 
der Auffaſſung, daß in der der 
Regierungskommiſſion unbedingt ein 22 dl eintreten muß. Die 
engliſche Arbeiterregierung hatte in dieſer Frage auch bereits durch 
ihren Volferbundsvertreter, Lord Parmoor, mit dem franzöſiſchen 
Delegierten im Völkerbundrat vereinbart, daß nach Ablauf der 
Amtszeit des Herrn Nault ein Neutraler zum Präſidenten der 
Regierungskommiſſion gewählt werden ſollte. Um fo überraſchender 
kam die Nachricht des „Mancheſter Guardian“ am 18. Februar, 
daß Chamberlain dem fronzöſiſchen Miniſter⸗ 
e zugeſagthabe, für die Wiederwahldes 
räſidenten Rault einzutreten. Das bekannte 
engliſche Blatt erklärte ſo etwas für 2 „Allerdings ſei die 
Annahme, daß hier ein Tauſchhandel gemacht worden ſei, bevor 


der Völkerbundrat ammentrete, keineswegs unmöglich.“ Es 
bezeichnete es als 


mmung im e 1935 zu ſichern, was ohne einen neus 
tralen Präſidenten nicht möglich ſei. Die engliſche 
1 hüllte ſich angeſichts dieſer Erörterung in der Preſſe 


chweigen, ein Jeichen dafür, daß ſie etwas zu verbergen hatte. 


Am 24. Februar nahm das engliſche Unterhausmitglied Sinclair 
die Frage im Unterhauſe auf, um Chamberlain zu fragen, ob der 


britiſche Vertreter im Völkerbundrat Weijung erhalten werde, 


dafür einzutreten, daß der Vorſitzende der Regierungskommiſſion 
des Saargebiets der deutſchen Sprache mächtig ſein ſolle und ob 
die britiſche Regierung ſi — erechtigt halte, eine Aenderung 
der ſtaatlichen Zugehörigkeit des Präſidenten anzuregen. 
Chamberlain wich einer Antwort durch Hinweis auf ſeine Aus⸗ 
führungen vom 18. Februar aus. Es i 5 nicht bekannt ge⸗ 
worden, was Chamberlain damals zu dieſer Frage zu ſagen hatte. 
Man kann ſich aber den Inhalt ſeiner Ausführungen denken, wenn 
man 1 die Antwort vergegenwärtigt, die Fender am 
24. auf die weitere Frage Sinclairs nd o b Chamberlain 
nicht anerkenne, daß die Unparteilichkeit der 
Saarregierung darunter leiden wennein 
Wechſel in der Nationalität des Präſidenten 
nicht eintrete. Auf dieſe Frage hatte Chamberlain nur ein 
kurzes glattes Nein! Damit beſtätigt er, daß er tatſächlich zu⸗ 
geſagt hat, bei der Neuernennung der Mitglieder für die Saar⸗ 
regierung wieder für Herrn Rault als Päſidenten einzutreten. 


Dieſe Tatſache läßt alle Schlußfolgerungen zu, was man von 
dem Rechtsſtandpunkt und der Unparteilichkeit der engliſchen Res 
terung zu halten hat. Gerade engliſche Völkerbundsdelegierte 
fm es geweſen, die auf früheren Tagungen des Völkerbundsrates 
ch mit größter Schärfe gegen die vertragswidrige Regierungss 
weiſe des rafidenten der Saarregierung ausges 
ſprochen haben. Inzwiſchen find weitere Tatſachen bekannt ges 
worden, aus denen ſich ergibt, daß die Parteilichkeit und Bers 
tragswidrigkeit der Regierungsmethoden des Herrn Rault viel 
chwerwiegender waren, als je angenommen werden konnte. 
urch die Veröffentlichungen des Spitzels Kennel hat alle Welt 
erfahren, daß Herr Rault ſich regelrechter Amtsvergehen ſchuldig 
— at, die in jedem Rechtsſtaat eine gerichtliche Sühne 
nden würden. Wenn trotzdem England für die Belaſſung des 
Herrn Rault als Prafidenten der Saarregierung eintritt, dann 
muß daraus gefolgert werden, daß England Frankreich in ſeiner 
Annexionspolitik an der Saar unterftütt s ſind Vorgänge, 
die kaum für den Völkerbund werben. Es ergiht ſich daraus 
nämlich erneut, daß die Entſcheidungen dieſer Völkerinſtanz nicht 
nach gewiſſenhafter Prüfung der Rechtslage und der Vertrags⸗ 
7 getroffen werden, ſondern auf Grund non Tauſch⸗ 


1 die die ausſchlaggebenden Länder im Völkerbund unter 


Jeder Deutſche muß Mitglied 
Bundes „Saar⸗Verein“ fein! 


Anmeldungen bei der 


Geſchäftsſtelle Saar⸗ Verein“, Gerlin 


Königgrätzer Straße 94 n als Einzelmitglieder oder bei den 
zahlreſchen Ortsgruppen in 90 Städten des deutſchen Reiches. 


Hit 


cht des Völkerbundes, eine faire, ges 
t ‘ it te Behandlung für die Saarbevölkerung bis zur Volks⸗ 
a 
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lungsfreiheit dort zuſicherte, wo die beſon 


Die Entwicklung, die die Frage der Näumung der Kölner 


gene genommen hat, beſtätigt, was man ee ſeit einigen 
9 


naten befürchtete, daß zwiſchen England und Frankreich in der 
ſogenannten rheiniſchen Frage — die es für Deutſchland nicht gibt 
— ein Uebereinkommen zuſtande gekommen iſt, das ſelbſtverſtänd⸗ 
lich auf Koſten Deutſchlands geht. Trotz aller ſchönen Reden und 
elbſtgefälligen —— weiß heute auch der größte Idealiſt — 
m Gebiete „politiſcher Ehrlichkeit“, daß weder England nox 
eager noch Amerika noch irgendein anderer Ententeſtaat je 


daran gedacht hätten, die politiſchen Streitfragen vom Standpunkt 
des Rechts, des Friedens und der nationalen Selbſtbeſtimmung 
zu beurteilen und 95 löſen. Es waren immer ſehr egoiſtiſche, ſehr 


reale, wirtſchaftliche und politiſche Geſichtspunkte, die die Stel⸗ 
lung der einzelnen Großmachtſtaaten zu der einen oder anderen 
pee beſtimmten. Ein Narr derjenige, der glauben wollte, Eng⸗ 
and ſei in den Krieg gegen Deutſchland eingetreten, weil es die 
„Neuttalitätsverletzung“ des belgiſchen Bodens durch Deutſchland 
moraliſch und rechtlich nicht zulaſſen wollte. Der Eintritt Eng⸗ 
lands in den Weltkrieg gegen Deutſchland wurde allein beſtimmt 
von der Erwägung, daß Deutſchland wirtſchaftspolitiſch, handels⸗ 
litiſch der b Vormachtſtellung gefährlich werden könnte. 
Amerika iſt dem Feindbund beigetreten, nicht etwa darum, weil 
es überzeugt war, daß Frankreich „von Deutſchland hinterrücks 
überfallen“ wurde und weil es für das Recht der 3 einzu⸗ 
treten ſich verpflichtet fühlte, ſondern nur deshalb, wei | 
mit Deutſchland während des Krieges durch Waffen⸗ und 


Munitionslieferungen keine Geſchäfte machen konnte. Es trat an 


die Seite der Alliierten, weil es durch dieſen Schritt der Waffen⸗ 
lieferant für alle 26 Staaten wurde, die gegen Deutſchland den 
Krieg erklärt hatten. Heute noch erkennen wir die wahren 
Gründe für den Eintritt Amerikas gegen Deutſchland in der 
Frage des Schulden problems. 


Am 10. Januar 1925 hätte nach den Beſtimmungen des ſoge⸗ 
nannten Vertrages von 
werden müſſen. Noch etwa vier bis he Woden vor diejem Zeit- 
nkt war man in England und ſelb 
egierung felſenfeſt davon überzeugt, daß dieſe Räumungsfriſt 
uni.c allen Umſtänden innegehalten werden müßte und innege⸗ 
halten werden dürfte. Ein Umſchwung trat zunächſt innerhalb des 
engliſchen Kabinetts ein, nachdem durch die Zuspitzung der Lage 
im Orient ſich für das Britiſche Reich die Notwendigkeit ergab, 
ch für ſeine politiſchen Ziele im Orient freie Hand von ſeiten 
tankreichs zu ſichern. Alſo beſuchte der neue engliſche Außen⸗ 
miniſter Chamberlain auf ſeiner Fahrt zur r 
nach Rom ſeinen franzöſiſchen Miniſterkollegen Herriot, um a 
die Fragen mit ihm zu beſprechen, die aus dieſen oder jenen 
Gründen der Erörterung rag; mene Aus dieſer Beſprechung er⸗ 
gab ſich ganz natürlich, daß Chamberlain alle die Fragen auf⸗ 
warf, an deren glatter Erledigung England Intereſſe hatte, 
während Herriot eine Gegenliſte aufſtellte, die die beſonderen 
Intereſſenpunkte der franzöſiſchen Außenpolitik enthielt. Von da 


an ergab ſich automatiſch, daß die Verfolgung der einzelnen 


Ziele vielfach der loyalen Unterſtützung 
durfte. 


Was war da natürlicher, als daß man fie gegenſeitig Hand⸗ 
eren Intereſſen der 
einen Macht beſonders hervortraten? England brauchte freie 
Hand im Orient und Frankreich erſtrebt freie Hand am 
Hein. Für England unter der Regierung Baldwins war das 
nichts anderes als eine kalte Gicht Kalkulation. Was 
nützen die ſchönſten Ideale von 
und klingende Erfolge für die eng n 
kalkulieren laſſen! Be 


t anderen Seite be⸗ 


en nicht materielle 
Weltmachtziele heraus⸗ 
rtragsbeſtimmungen des Verſailler Ver⸗ 


trags ſind für England wie für 1 ſo lange ein un⸗ 


antaſtbares Heiligtum, Jotange fie dieſen beiden und noch manch 
anderen Staaten nichts koſten, oder ſolange ſie ihnen politiſche oder 
wirtſchaftliche Vorteile eintragen. Gewiß ſteht in dieſem ſoge⸗ 
nannten Vertrag von Verſailles, daß fünf Jahre nach Unterzeich⸗ 
nung des Vertrages die erſte Zone des tzten Gebietes von 
der Beſatzung geräumt werden muß. Die Vorausſetzungen, die 
daran geknüpft ſind, ſind jedoch ſo gefaßt, daß, wie im Falle 
reinbruchs, einige 1000 nicht gelieferte n 

ein angebliches Recht abgaben, dieſe Räumungsvorſchriften nicht 
in Kraft treten zu laſſen. Und da Herriot als 2 fran⸗ 
2 Miniſterpräſident dem jetzigen engliſchen Außenminiſter 
r nachdrücklich auseinandergeſetzt hatte, welche innen⸗ und 
außenpolitiſchen Gründe er habe, um eine Räumung der erſten 
Zone bis auf weiteres nicht eintreten zu laſſen, ſo ergab ſich die 
engliſche Haltung ganz von ſelbſt auf Grund einer bilanzmäßigen 
Aufſtellung: freie Hand für Frankreich am Rhein — freie Hand 
für England im Orient. Und jo wurde die Kölner Zone nicht ge⸗ 
räumt! Das ganze Manöver mit der angeblichen Nichtentwaff⸗ 


nung Deutſchlands tit ein taktiſches Täuſchungsmanöver, wie es 


Amerika 


t innerhalb der engliſchen 


| 


＋ Vertragstreue und 


erſailles die Kölner Zone geräumt 


i t 
Herriot trotz ſeiner ſozlaliſtiſchen und pagift] 


Freie Gand für Frankreich im Saar gebiet. 


in Gerjailles hundertfältig zur Verſchlelerung der Wahrheit 
zur Knechtung der „Gerechtigkeit angewandt wurde. N 
Aber man erfährt heute, daß die Unterredung zwiſchen 
Chamberlain und Herriot im Dezember v. J. nicht nur der Frage 
Räumung Orient gewidmet war, ſondern daß Herriot ſeine Zu⸗ 
ſicherungen England 1 * auch noch von weiteren Zuſagen 
abhängig gemacht hat. Aus einer Mitteilung des „Mancheſter 
Guardian“ erfährt man, daß von Chamberlain ey beſtimmte Zu⸗ 
ſagen in be auf die franzöſiſche Saarpolitik verlanat 
wurden und ſie gegeben wurden. In erſter Linie die Zu⸗ 
cherung, daß sitar für cin weiteres Verbleiben des 
etzigen Präſidenten der Gaarregierung, Herrn 
ault, an der Spite der Saarregierung im Völkerbund eintreten 
wird. Bekanntlich wird ſich der Völkerbundsrat auf ſeiner am 
9. März beginnenden Tagung auch mit der Ernennung der Mit⸗ 
glieder der Saarregierung ane da ihre Mandate mit dem 
31. März ablaufen. Das Blatt weiſt darauf hin, daß einige 
der Mißhelligkeiten des Saargebiets auf die abjurden Bee 
des Verſailler Vertrags zurückzu⸗ 
7 ren ſind und daß ein gut Teil daran liege, 
aß der Präſident der Saarregierung ein Fran: 
zoſe fet, der kein Wort deutſch verſtehe. Das Blatt 


hervor, daß zuverläſſig erwartet worden fei, endlich eine 


enderung in der Beſetzung des Poſtens eintreten zu laſſen, 
weshalb ſchwer zu verſtehen jel, daß der engliſche Außenminiſter 
ine Zuſtimmung für die Wiederwahl gegeben habe. Die Tate 
ache, daß auf die Ausführungen des Blattes von ſeiten der 
“aiden Regierung bisher nicht erwidert wurde, läßt darauf 
chließen, daß der engliſche Außen miniſter in dieſer 


rage eine Bindung gegenüber Herriot eingegangen 


Im Saargebiet haben dieſe Mitteilungen größte Verwunde⸗ 


rung und ſtarke 3 der Bevölkerung hervor⸗ 
gerufen. Dort war angeſichts der letzten Enthüllungen über die 
a Regierungsmethoden des Herrn Rault beſtimmt da- 
mit gerechnet, daß der Völkerbund daraus die Konſequenzen 


ziehen und Herrn Rault durch eine andere, geeignetere und vor 


allem neutrale Perſönlichkeit erſetzen würde. Die engliſche Re⸗ 
gierung unter Mac Donald hatte auch bereits ſich in digen Sinne 


feſtgelegt, damit endlich einmal dem Gedanken des Saarſtatuts 
und dem Auftrage des Völkerbundes entſprochen würde, das 
gs unparteliſch und unbeeinflußt zu verwalten. Mit 
dem gages: in England und dem damit verbundenen 
Wechſel in der engli 
ſcheinend wieder verlaſſen worden, und Chamberlain — offenbar 
pre Herriot die Zuſicherung — daß En 8 and dev 
ranzöſiſchen Saarpolitik keine ch wierig⸗ 
keiten bereiten werde. 


Wir haben bereits im Anſchluß an die Wiedergabe der 
Kammerdebatte über die Saarfrage darauf hingewieſen, daß 
— trotz ſchten Erklärung in dem Dementi über franzöſiſche 

nnexionsabſichten im Saarlouiser Kreiſe, „er hege keinerlei 
Annexionsabſichten“, dennoch die bisherige franzöſiſche Saarpolitik 
nicht verlaſſen will. Er hat Herrn Rault das Zeugnis aus⸗ 
geſtellt, daß er ſich als treuer Vertreter der frangofiiden Republik 
mehrfach bewieſen habe, womit zum Ausdruck kam, daß auch 
Herriot Herrn Rault beſtätigt, daß dieſer ſeines Auftrages, wie 
er ihn unter der Regierung Briand durch Loucheur erhalten hat, 
ſtets eingedenk war, „ſich jederzeit zu erinnern, was Frankreich 
von ihm erwartet“. | 

Die Anzeichen, daß der jetzige 

tijden Einſtellung fic 
in der Ver ears, der franzö 1 Außenpolitik inſonderheit 
egenüber Deutſchland faſt völlig der poincariſtiſchen Grundein⸗ 
tellung genähert⸗hat, werden alſo nicht nur durch die Frage der 
äumung an Rhein und Ruhr, ſondern auch in der Saarfrage 
erneut und ſehr bedeutſam beſtätigt. Das ergibt ferner aus 
einer anderen Meldung, die Mitte Februar in engliſchen Blättern 
verbreitet war und worin bebauptet wurde, daß offizielle 
Verhandlungen über die Zurü cz ehung der 
franzöſiſchen Beſatzung aus dem Saargebiet 
im Gange ſeien. Es wurde darin geſagt, daß dieſe Truppen na 
Forbach, St. Avold und Saargemünd pur ckgezogen und dur 
die im Friedensvertrag vorgeſehene lokale Gendarmerie erſetz 


würden. (In einer anderen engliſchen Meldung war geſagt. 


daß die franzöſiſche Beſatzung des Saargebiets „aus Forbach, 
Avold — urückgezogen werden ſolle. Dabei 
iſt es bezeichnend, daß dieſe Nachricht kommentarlos in einem 
Teil der deutſchen Preſſe verbreitet wurde, obwohl man hätte 
annehmen ſollen, daß man in Deutſchland meif, daß man es bes 
onders in den Redaktionen gee fein wollender Berliner 
eitungen weiß, daß Forbach, St. Avold und Saargemünd nicht 
im Saargebiet, ſondern in Lothringen, alſo in Frankreich, liegen. 
Alſo auch hier wieder die bedauerliche und betrübliche Feſt⸗ 


nkenlos ausländiſche Meldungen übernimmt, 


be ung, daß man gerade in der führenden nega — hase — 


Außenpolitik iſt dieſer Standpunkt an⸗ 
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der politiſchen Tendenz, die ſich darin verbirgt, bewußt zu fein.) 
Die Riach von der der fran Beg ng 
aus dem Saargebtet wurde denn auch ſehr bald von franzöſiſcher 
Seite dementiert. Es wurde erklärt, daß Anlaß zu der Auf⸗ 
faſſung fiber die Zurückziehung der franzöſiſchen e aus 
; offenbar die Jurüctztehung eines Artillerie⸗ 
regiments, das bisher im Saargebiet garniſoniert war, 1 
Die „Saarbrücker Par bid hren 
Par fer Vertreter ſich an zuſtändiger Stelle in Paris erkundigt, 
wo man erklärte, daß von den in der Londoner Nachricht genann⸗ 
ten — 594 en nichts bekannt ſei. Es wurde vielmehr auf 
die vielfachen 
Völkerbund verwieſen, wonach die Regierungskommiſſton den 
Ausbau der im Friedensvertrag vorgeſehenen lokalen Gendar⸗ 
merie beabſichtige. Dann heißt es in der Pariſer Meldung weiter: 
iſt jedoch ein Gerücht ver⸗ 
breitet, das wir unter allen Vorbehalten wiedergeben 
wollen: Es heißt nämlich, daß die Regierungskommiſſion, die 
bisher als Entſchuldigung für den Nichtausbau der örtlichen 


etketungen der Regierungskommiſſion vor dem 


Das ſagt alles! 


Gendarm 
macht hat, nunmehr daran denke, den Anne PA im 


etle den Mangel an Geldmitteln geltend ge 


Saargebiet aus den neuen ſaarländiſch⸗fran⸗ 
en zufließenden Bers 
rauchs⸗ und indirekten Steuern zum Aus ban 
der örtlichen Gendarmerie zu benutzen. 


Konventionen 


Schließlich ſcheint fe uſtehen, daß es ſich bei der 3uriid 
1 eines Artillerie⸗Kegiments aus Saarlouis nach 
tedenhofen um emen Beſtandteil der Rheinarmee handelt, der 


bis jetzt im Saargebiet trotz aller Dementis von ſeiten der 
—— Regierung und der Regierungskommiſſion unter⸗ 
gebracht war. | 
Auf jeden Fall ſcheint feſtzuſtehen, daß trotz des angeblich 
annexionsfeindlichen Kurſes der fetzigen franzöſiſchen Regierung 
in der franzöſiſchen Politik keine Aenderung gegenüber der bis⸗ 


herigen Annexionspolitik Frankreichs im Saargebiet etwartet 
werden kann, daß 


freie Hand im 


fs vielmehr Herriot von Chamberlain 
Saargebiet hat zuſichern laſſen! 


* 


Die Reichsregierung hat, wie bereits mitgeteilt wurde, 


dem Generalſekretär des Völkerbundes eine Note überſandt, in 


der fie gegen die Anweſenheit franzöſiſcher Truppen 
im Saargebiet proteſtiert. Die Note hat folgenden Wortlaut: 
Mit Schreiben vom 22. September 1924 haben Sie mir Ab⸗ 
ſchrift eines vom Rat des Völkerbundes am 19. September 1924 
genehmigten Berichtes Über die franzöſiſchen Truppen und die ört⸗ 
liche Gendarmerie im Saargebiet überſandt. In dieſem Bericht iſt 
die Regierungskommiſſion des Saargebietes erſucht worden, dem 
machen. 
Der Deutſchen Regierung iſt nicht bekannt, ob der Völkerbund 
inzwiſchen die gewünſchten Angaben erhalten hat. f 


Sie kann nur ſeſtſtellen, daß wiederum 5 Monate vergangen 
Find, ohne daß die Angelegenheit Fortſchritte gemacht hätte. 


Die Frage der Zurückziehung der franzöſiſchen Truppen aus 
dem Saargebiet und der Errichtung einer örtlichen Gendarmerie 
zieht ſich nunmehr volle 5 Jahre hin. Die Deutſche Regierung 
hat in dieſer Frage 11 Schreiben an den Völkerbund gerichtet, 
_Mebenmal hat ſich der Rat des Völkerbundes damit befaßt. Mehr 
als ein Drittel der für die Geſamtdauer des Sonderregimes für 


das Saargebiet vorgeſehenen Zeit iſt abgelau’ n, und 


immer noch dauert ein Zuſtand an, den der Nat ſel bst am 
_ 18. Februar 1920 als vorübergehenden bezeichnet hat. 


Am 90. Mat 1924 hatte die Deutſche Regierung erklärt, der Haupt⸗ 


mangel dieſes Zuſtandes liege darin, daß ſein Ende nicht abzu⸗ | kennung verſchafft. 


die 


Deutscher Proteſt an den Völkerbund. 


ſehen fei. Heute, ſaft ein Jahr ſpäter, trifft dieſe Erklärung noch 


ebenſo zu, denn die Regierungskommiſſlon, die für die örtliche Gens 
darmerie 3 bis 4000 Mann zu benötigen glaubt, verfügte nach 


ihrem eigenen Bericht am Beginn des Jahres 1925 erſt über 570 


Es genügt, dieſe Tatſachen ſeſtzuſtellen. b 


Die Deutſche Regierung la t damit abfinden, daß 


wird. Sie hat einen An darauf, daß die vertraglichen Be⸗ 
Rat des Völkerbundes ergänzende Angaben über gewiſſe Punkte zu 5 Ipeud) 1. Dab glich 


ſtimmungen über das Saargebiet ausgeführt werden, und daß 


nicht in dieſem Gebiet auf unbegrenzte Zeit vertragswidrige Zu⸗ 


Der Text des Vertrages iſt völlig klar. Die Aufrechterhaltung 
der Ordnung im Saargebiet ſoll „nur“ durch eine örtliche Gendar⸗ 


merie erfolgen. Dieſe Beſtimmung läßt die jahrelange Anweſen⸗ 


heit franzöſiſcher Truppen für die Aufrechterhaltung der Ordnung 


nicht zu. Ueberdies verträgt ſich die Anweſenheit franzöſiſcher 
Truppen, wie die Deutſche Regierung immer wieder betonen muß, 


auch in keiner Weiſe mit dem Charakter des Saar⸗ 
gebietes als Abſtimmu ngsgebiet, da Frankreich am 


Ergebnis der Abſtimmung intereſſtert ‘tft. 


Geſtützt auf ihr klares Recht und auf eine fünfjährige Ces 
fahrung muß daher die Deutſche Regierung jeder weiteren Bers 
ſchiebung dieſer Frage mit allem Nachdruck wiederſprechen. Sie 
erwartet vom Völkerbund, daß er nunmehr endlich dem Vertrag 
von Berſailles und ſeinen eigenen früheren Beſchlüſſen Aner⸗ 


präſident Rault nimmt ſeine Schulverordnungen nicht zurück. 


Auf ſeiner 1 befaßte ſich der Völkerbundsrat 
nach wiederholter Vertagung endlich mit der Schulfrage im Saar⸗ 
gebiet. Zur Beſprechung ſtanden die Verordnungen der Sa 
regierung, die zur Förderun 
‘wurden und veranlaßten, daß zahlreiche Eitern des Saargebiets 
ihre Kinder in die franzöſiſchen Schulen ſchickten, weil fie andern⸗ 
falls ſchwere materielle Schäden, unter andern Entlaſſungen. Ver⸗ 
luft der Wohnung usw. zu befürchten hatten. Der Völlerbundsrat 

hatte lange gezögert, gegen dieſes vertragswidrige Vorgehen der 
Saarregierung einzuſchreiten, bis durch eine Note ver deutſchen 
Regierung vom 1. Dezember nachgewieſen wurde, wie durch die 
Druckmaßnahmen der Saargrubenverwaltung auf Grund der 
Schulverordnungen der Saarregierung der Beſuch deutſcher 
Kinder in nl Schulen erawun 
wurde. Dieſe von der deutſchen Regierung nachgewieſenen 
jachen erwirkten ſchließlich den Beſchluß des Völkerbunds rates, 
der Regierungskommiſſion ſoviel Vertrauen zu haben, um die Ur⸗ 
ſache der Mißſtimmung zu beſeitigen, die durch dieſe Affäre in 

ewiſſen Kreiſen der ſaarländiſchen Bevölkerung hervorgerufen zu 
ſein ſcheine“. Der Beſchluß des Völkerbundrates ging alſo nicht 
dahin. die Saarregierung aufzufordern, ihre vertragswidrigen 
und unmoraliſchen Verordnunoen zurückzuziehen, ſondern es der 
3Geſchicllichkeit und der Klugheit der Saarregierung zu über⸗ 
laſſen“, den Stein des Anſtoßes zu beſeitigen. | 


ars 


at⸗ 


der franzöſiſchen Schulen erlaſſen 


CR. 


zu deuten. Zunächſt, d. h. volle zwei M 


und als 
eſchluß ſehr wohl 
onate tater. in 
er ganzen Sache gar nichts, ſondern erließ erſt drei 
Wochen vor dem Wiederzuſammentritt des Völkerbundsrates eine 
„Erklärung“, deren Inhalt ſcheinbar dem Wunſche des Völker⸗ 
bundsrates nachkommt, die in Wirklichkeit aber die Schulpolitik 
der Saarregierung beſtätigt und vor allem die in Frage ſtehenden 
vertragswidrigen Verordnungen nicht zurückzieht. Die Erklärun 
der Regierungskommiſſton ſtellt ſogar ausdrücklich felt, daß fie fi 
durchaus im Rechte und ſich in Uebereinſtimmung befände mit 
den im Saargebiet geltenden preußiſchen und bayeriſchen Ver⸗ 
ordnungen, wonach ihr „das Recht zuſtehe“, den Kindern der bei 
den franzöſiſchen Gruben nicht beſchäftigten Perſonen zu ge⸗ 
ſtatten, daß ſie ihrer geſetzlichen Schulpflicht auch durch den Beſuch 
einer anderen Schule als der öffentlichen deutſchen Volksſchule 
genügen könne. Die Saargebietsbevölkerung ſteht demgegenüber 
auf dem Standpunkt, daß die Regierungskommiſſion mit ihren 
Verordnungen und mit ihrer ſogenannten Rechtsauffaſſung ſich mit 
den vertraglichen Beſtimmungen des Saarſtatuts in Widerspruch 
ſetzt in der leicht erkennbaren Abſicht, die franzöſiſche Schulpolitik 
in weitgehendem Maße zu unterſtützen. Herr Rault beweiſt mit 
dieſer ſogenannten Erklärung erneut, daß er für den Poſten 
des Präſidenten der Saarregierung vermög⸗ 


err Rault als Präſident der Saarregierun 


politiſcher Agent Frankreichs wußte dieſen 
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will 


angegeben worden; 


freien Entſchluſſe kein Schaden 
und auf den ein unzuläſſiger Zwang 
der Wahl 


— 73 — 


leinet frangafiiden Cinitettung 
Ver geeignetſte et ſein 


neutral und unparteiiſch ausüben kann no 


Die betreffende Bekanntmachung des Präſidenten Nault hat 


folgenden Worklaut: 


1. In der letzten Zeit wurden Klagen laut, daß auf Berg: 


225 leute, d e ſich im Dienſte der franzöſiſchen Gruben befinden un 


auf andere Perſonen in abhängiger Stellung ein Druck direkt 
oder indirekt ausgeübt werde in der Richtung, fie zu veranlaſſen, 
ihre n n Kinder anſtatt in öffentliche deutſche Volks⸗ 
ſchulen in der Schulen der franzöſiſchen Gruben zu ſchicken. 

Der Regierungskommiſſion ſind bisher keine ſpeziellen Fälle 
infolgedeſſen iſt ſie nicht imſtande, die Be⸗ 
1 dieſer Klagen zu unterſuchen. 

Andererſeits haben ſich deulſche Eltern, deren Kinder die 
Dodmanialſchulen beſuchen, darüber beſchwert, daß man fie durch 
Drohungen und andere Mittel nötigen wollte, ihre Kinder nicht 
in die Domanialſchulen zu ſchicken, oder ſie aus dieſen heraus 
zu nehmen und deutſchen Volksſchulen zuzuführen. 
Die vorgebrachten Klagen veranlaſſen die Regierungs⸗ 
kommiſſion jedoch, dffentlid zu erklären., dak es jedem Ange⸗ 
— der ien sae Gruben nach den beſtehenden Geſetzen 
„freigeſtellt iſt, ſein Kind in die öffentliche deutſche Volksſchule 
oder in die Damanialſchule zu ſchicken, und daß ihm aus en 
von irgend jemand zugef at 
„werden darf. Die Regierungsfommiffion will dieſe Frethet 


der le für ſeine Kinder ausgeübt wird, 
gewähren. 
. 2 Nach den im Saargebiet 
bayeriſchen Verordnungen ſteht der 
es in ihrer Verordnung dom 10. Juli 1920, Nr. 105, 7 
iſt, das Necht zu, den Kindern der bei den franzöſiſ 


egierungskommiſſion, wie 
sgedrückt 


n Gruben 


nicht beſchäftigten Perſonen zu geſtatten, daß fie ihrer geſetzlichen 


„Schulpflicht auch durch den Beſuch einer anderen Schule als der 
deutſchen öffentlichen Volksſchule 33 können. Von dieſem 
Rechte hat die Regterungsfommiffion auch Gebrauch gemacht, 


indem fie allen Eltern, die darum nachgeſucht haben, die Er⸗ 
laubnis erteilte, ihre Kinder anſtatt in die öffentliche Volks⸗ ö 


ſchule in die Schule der franzöſiſchen Gruben zu ſchicken. 
Die bisher gegebenen Bewilligungen werden aufrecht⸗ 

Die 


in ſolchen erteilen wird. wo wichtige Gründe dafür ſprechen. 
Die Geſuche der Eltern müſſen demnach ſolche Gründe anführen, 
da ihnen ſonſt nicht entsprochen werden kann. 


Saarbrücken, den 6. Februar 1925. 
Inm Namen der Negierungskommiſſion. 


Der Präſident: 
gez. V. Nault, Staatsrat. 


a 2 der Saarpreſſe wird übereinſtimmend darauf hingewieſen, 
daß die Regierungskommiſſion die Anweifung des Völkerbundes 


m 
t 


geltenden preußischen und 


Negierungskommiſſion erklärt aber. daß ſie dieſe Er⸗ 
laubnis für die Zukunft nicht mehr in allen Fällen, ſondern nur 


— 


offen mit ihren Beſchwerden nicht hervorzutreten wagen. 


weſentlich feinhöriger und wohl au 


beachtet, die Urſache dieſer Mißſtimmun 
beſtehen läßt, indem fie die fraglichen 
Beſuch der franzöſiſchen Schulen aufrecht erhält. Die „Saarbrücker 


vielmehr ausdrückli 


über die Beſeit in der Bevölkerung, 


Zeitung“ weiſt darauf hin, dak Präſtdent Rault in ſeiner jüngſten 


oman ung keine näheren Angaben darüber macht, welche 
„Wichtigen 
ſiſchen Schulen durch deutſche Kinder in Frage kommen. Die 
ntſcheidung werde vielmehr der Schulverwaltung und damit 
Herrn Notton anheimgeſtellt ſein, die Wichtigkeit der Gründe an⸗ 
zuerkennen oder abzulehnen. In prinzipiellen Dingen habe ſich 
ſehr wenig geändert. Zwar habe die Negierungskommiſſion Schu 
egen jeden Druck oder Zwang auf die 8 versprochen. doch 
leibe zweifelhaft, ob das einen großen Eindruck auf die in Frage 
kommenden Stellen der franzöſiſchen Bergverwaltung machen 
werde. An der Stellung der Bergverwaltung werde ſich in der 
Sache aber wohl * ändern, da eben viele der Gruben⸗ 
angeſtellten wegen ihres Abhängigkeitsverhältniſſes zur 1 
ie 
tegierungskommiſſion wolle amtlich von Veſchwerden über unzu⸗ 
läsftgen Druck zur Erzwingung des Beſuches der franzöſiſchen Schulen 
keine Kenntnis erlangt haben, ſei aber für gegenteilige Klagen 
leichter zugängig. as 
ault in! Genf nun darauf 


Blatt deutet mit Recht an, daß Herr 


hinweisen werde, daß er den. Anweiſungen des Völker bundsrates 


nachgekommen 
Die „Saarbrücker bezeichne!l als Kern 
des Problems, wie er au b 


durch die Crftitrung 
der Regierungskommiſſion zutage tritt, die faſt vollkommene 
eines der itjige der modernen 
zeit durch das Saarſtatut: des S-el bſtbeſtimmungs⸗ und 

elbſtverwaltungsrechtes der Bevölkerung, die erſt 
recht in einem Völkerbundslande gefordert werden müſſen. Der 


Völkerbundsrat wird auf die- Dauer nicht daran vorbeikommen, 


ſowohl ins Saarſta tut ſelber wie in —4 Auslegung 
mehr und mehr den Geiſt hineinzutragen, der jene Beſten bes 
ſeelte, von denen die fortſchrittlichen politiſchen Ideen der Reus 


zeit ihren Ausgang nehmen. 


Die „Saarbrücker Landeszeilung“ unterstreicht den Stand⸗ 
— 4 der deutſchen Saarbevölkerung, nach dem Wortlaut und 
m Sinne des Verſailler Vertrages die ſchulpflichtigen Kinder 


| aller deutſchen Saareinwohner. auch der Bergleute, in die ihnen 


garantierte konfeſſionelle deutſche Volksſchule gehören und 

daß eine Einſchulung ſolcher Kinder in die nichtkonfeſſionelle fran⸗ 

zöſiſche Schule ungeſetzlich und gegen den Verſailler Vertrag iſt. 

Sie weiſt ferner darauf hin, daß ſich die Negierungskommiſſion 

mit ihrer Erklärung einer unbegreiflichen nn ſchuldig 

macht, indem ſie erklärt, „die * gegebenen Bewilligungen 
0 


werden aufrecht erhalten“, anſtatt konſequent und folgerichtig zu 


ſagen: „die bisher gegebenen Bewilligungen find auf das Vor⸗ 
handenſein folder wichtigen Gründe nachtuprülfen“. 


Aus allem ergibt ſich jedenfalls das eine: Herr Rault 1 

eine Schulpolitik trotz Völkerbund fort und deshalb verlangt, d 
22 Herriot ſeine Wiederernennung zum Saarpräſidenten. 
nd England iſt ihr hierbei behilflich! | 


| = Die unhaltbare 


. Die polttiſchen Parteien des Landesrats haben angeſichts der 
zunehmenden wirtſchaftlichen in Saargebiet iw 
folge der widernatürlichen ee Abſchnürung des Saar⸗ 
225 ait von Deutſchland f gende Denkſchrift an den Völkerbund 


3 Seit dein 10. Januar 1925 it das Saargebiet vollſtändig dem 

1 2 .. Zollgebiet eingegliedert und damit von ſeinen natür⸗ 

12215 erſorgungs⸗ und Abſatzgebieten, nämlich Deulſchland, los⸗ 
it. 


Auf den verſchiedenſten Wegen wurde (it langer Set ver⸗ 
ſucht, den ſich hieraus ergebenden großen Gefahren für die Saar⸗ 
der Aal gu begegnen, jedoch ohne Erfolg. Darauf entſchloß ſich 
der Verein zur Wahrung der gemeinſamen wirtſchaftlichen Inter⸗ 
eſſen im Saargebiet in Saarbrücken, dem die maßgebenden Kreiſe 
der Saarwirtſchaft angehören, auf Grund eines eſchluſſes ſeiner 
Dauptoeriamin ung vom 4. Dezember 1924 ſich an den Hohen Rat 
des Völkerbundes und zugleich an die deutſche und die franzöſiſche 
Danvelsveritagsdelegation mit der Bitte zu wenden, „unter Bus 
bung ſaarländiſcher Sachverſtändiger eine handelspolitiſ 

öſung für das Saargebiet herbeizuführen, die unſere Wirtſcha 
vor 22 Erſchütterung bewahre“. 7 
Die Saarbevölkerung hätte erwartet, daß die Regierungs- 
kommiſſton des Sonrgediets angeſichts der ſchwlerigen wirtſchaft⸗ 
lichen Lage dafür geſorgt hätte, daß ſie als Sachwalterin der 


zollpolitiſche Lage des Sa 


Eine Dentſchrift an den Bölterbund. 


| 


argebietes. 


Intereſſen des Saargebietes bei gs Ver lungen zugezogen 
worden wäre. Im Gegenteil aber hat die Reglerungskommiſſion 
in ihrem Schreiben vom 6. Dezember 1924 an den Generalſekretär 
des Völkerbundes ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß „ſie nicht 
berechtigt ſei, ſich in Verhandlungen einzumiſchen, die in der 
Abſicht geführt werden, zu einem Handelsvertrag zwiſchen zwei 
Staaten, dem Deutſchen Reich und Frankreich, zu gelangen 
Wie ſo oft hat die 3 des Saargebietes in ihren 
Nöten keinen Schutz und keine Hilfe bei ihrer Regierung ge⸗ 
funden, die ſich freiwillig von wirtſchaftlichen Verhandlungen 
ausſchließt, welche von dem allergrößten und hag endſten 
Einfluß auf das geſamte Leben der Saarbevöl orang find. 
weiterer Verſuch, Unterſtützung bei der franzöſiſchen Regierung zu 
erhalten, war ebenſo ergebnislos. 
Am 15. Januar dieſes Jahres — alfo erſt nach dem kritiſchen 
Zeitpunkte der 5 des Saargebietes von ſeinem deut⸗ 
2 Verſorgungs⸗ und Abſatzgebiete wurde eine Vertretung 
ſaarländiſchen Wirtſchafts⸗ und Arbeiterkreiſe unter Führun 
des —— der Handelskammer Saarbrücken in Gegenwa 
des Präſidenten, des —— und des kanadiſchen Mit⸗ 
gliedes der ion vom franzöſtſchen Handels⸗ 
miniſter Raynaldy in Paris empfangen. Alle Redner aus der 
Saarbevölkerung, einſchließlich des ſaarländiſchen Mitgliedes der 
Regterungstommiffton, brachten zum Ausdruck, daß die durch den 


erordnungen über den 


ründe“ eine Erlaubniserteilung zum Beſuch der fran⸗ 
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Einfuhr nach Deutſchland mit der e 


auftretende Schwierigkeiten zu mildern. 


aus der allgemeinen 


die Kataftrophe abwarten will, bevor er an 


Saargebiet führen müſſe. 
bordnung hat damit die allgemeinen Befürchtungen der 
Saarbevölkerung zum Ausdruck gebracht, denn die Saarbevölke⸗ 
rung tft nach Tradition, Geſchmack und Kultur auf die Einfuhr 
deulſcher Waren eingeſtellt. Heilmittel und 1 müſſen 
bei der deutſchen Vorbildung der Aerzte aus Deutſchland bezogen 
werden. Die Induſtrie iſt auf die Einfuhr * Maſchinen 
und teile Vor allen Dingen aber ijt 
die zollfteie Ausfuhr nach Deutſchland für die * 
der Saarwirtſchaft ſchlechthin eine Lebensfrage. Denn die un⸗ 
ginitige Lage erlaubt es dem Sagrgebiet nicht, mit 
rfolg auf dem Weltmarkte zu konkurrieren. Die Abſatzmöglich⸗ 
keiten in Frankrei 
noch — einmal ſeine eigene Produktion aufnehmen kann. Die 
— des Saargebicts müſſen überdies, um die franzöſiſchen 
Verbrauchsgebiete zu erreichen, an den franzöſiſchen Konkurrenz⸗ 
werken vorbeifahren, ſind alſo mit erheblichen Vorfrachten be⸗ 
oe Die geographiſche Lage des Saargebietes und die Abſatz⸗ 
möglichkeiten verweiſen daher die Saarinduſtrie von pees auf 
den deutſchen, beſonders auf den ſüddeutſchen Markt. Durch die 
Schließung der Zollgrenze am 10. Januar 1925 ift die Saar⸗ 
induſtrie von dieſem wichtigſten Abſatzmarkte abgeſchnitten. 


Wenn die Saarinduſtrie hinſichtlich der Zollzahlung bei ihrer 
iſchen 


wird fie notwendigerweiſe verkümmern; 
enn die elſaß⸗lothringiſche ndujtric hat dank der beſſeren natür⸗ 
lichen Erzeugungsbedingungen, dank einer 25prozentigen Er⸗ 
mäpigung der Ausfuhrfrachten und dank der Bevorzugung in den 


— teiſen durch den r Staat, die für einige 
K 


orten nachgewieſen ijt, es viel leichter, auch unter Zo 
zahlung nach Deutſchland zu exportieren wie das rgebiet. 


Auf die ſich hieraus ergebenden ernſten Sorgen der — 
ländiſchen Abordnung erwiderte der franzöſiſche Handelsminiſter, 
„er e den Eindruck, daß man übertreibe; man ſpreche ſtändi 
von der zu erwartenden Kataſtrophe, man müſſe doch erſt einma 
abwarten. Er erkläre aber ſchon jetzt, = sone it fet, 

8 Saargebiet genieße 
die Vorteile des free Zollſyſtems jo daß es auch die ent⸗ 
ſtehenden Nachteile auf ſich nehmen müſſe“. : 


Dieſe Antwort war für die ſaarländiſche Abordnung durch⸗ 
aus unbefriedigend. Ihr ſind auch nur Nachteile und keine Vor⸗ 
teile aus der Zollabſchnürung bekannt. Es 2 daher durch⸗ 

aarländiſchen Auffaſſung, daß ein Vertreter 

der ſaarländiſchen Arbeiterſchaft dem fraezöff en Handelsminiſter 
erwiderte, daß die Arbeiterſchaft in der Aufrechterhaltung des 
Zuſtandes, der bis zum 10. Januar 1925 age ag habe, die 
einzig richtige Löſung ſehe; andernfalls fühle Rg die Arbeit⸗ 
N von Arbeitsloſigkeit und Verelendung bedroht. 2 
Miniſter oo ging auf dieſe Ausführungen nicht ein, jon- 
dern ſchloß die Verhandlungen, nach deren a to er alſo erſt 
„Milderungen“ denkt. 


Eine derartige bedenkliche Politik ſchlägt allen wirtſchaftlichen 
Erwägungen ins Geſicht. Die Teuerung wächſt ſtändig. Allein 
die Tatſache der Umſtellung mit ihren unvermeidlichen hohen 
Koſten führt eine weſentliche Verteuerung der Lebenshaltung 

erbei. Die Folgen ſind dauernde Lohnkämpfe, die in letzter 
it ſchon dazu geführt arg dak auch der franzöſiſche Staat als 
größter Arbeitgeber ſich hat der Erkenntnis nicht entziehen können, 
daß die Teuerung im Saargebiet ſtärker geſtiegen iſt als in Frank⸗ 
reich; deshalb mußten die Löhne der Saarbergleute ſtärker ge⸗ 


ſteigert werden als die Arbeiterlöhne im franzöſiſchen Kohlen⸗ 
bergbau. | 


es für den franzöſiſchen Bergfislus Ga mm 
fleht es in — Saarinduſtrie aus. Elatlich. abriken 1 Saar⸗ 
gebietes haben 30, 40, 50 und mehr Prozent 

verloren. Solche Tatſachen müſſen in Friſt die ges 
jamte Wtetſchaft lahmlegen. Was das in nur von der Ju 
duſtrie lebenden Saargebiet bedeutet, bedarf keiner Ausführung. 


„ 


Die — —— hat, wie wir gezeigt haben, den Verſuch 
gemacht, gemeinſam mit der Regierungs e und dem 
franz Handelsminiſter die ſchwebenden deutlſch⸗franzöſiſchen 
Zoll ndlungen fo zu beeinfluſſen, daß die Lebensintereſſen 
des Saargebietes gewahrt bleiben. Sie muß feſtſtellen, 


ed te 
daß keine dieſer Stellen auch nur das geringſte — ntereſſe der 
Saarwirtſchaft getan hat. gering 


Sie kann die pajfive Haltung, die der Präſtdent Rault gegen⸗ 
über dieſer Lebensfrage des Saargebietes eingenommen bat nicht 


ſind außerordentlich beſchränkt, da Frankreich 


— 


deutſcher Erzeugniſſe nach 


ihres Abſatzes glatt 


| 74 — 
8 Lage bei längerem Andauern zu einer 


verſtehen. Er begründet dieſe Paſſivität in ſeinem Schreiben vom 
11. Oktober 1924 an die Handelskammer in Saarbrücken damit, 
daß „die Regierungskommiſſion lediglich die Pflicht habe, den 
Friedensvertrag, ſoweit er das Saargebiet betreffe, zur Aus⸗ 
führung zu bringen, ihr alſo ein e auf Abänderung 
des Friedensvertrages nicht zuſtehe“. Dieſe beſcheidene Auffaſſun 
der ihm durch den Vertrag von Verſailles zugewieſenen Rolle teh 
wenig im Einklang mit der Auffaſſung, die bei anderen Gelegen⸗ 
— Herr Prafident Rault in ſeiner Stellung als Präſident der 
egierungskommiſſion entwickelt hat. Bei anderen Gelegenheiten 
7 Präſident Rault darauf hingewieſen daß Artikel 46 das vom 
ertrage von Verſailles vorgeſchriebene Sonderregime im Saar⸗ 
gebiet zur Sicherſtellung der Rechte und der Wohlfahrt der Bes 
völkerung eingeführt habe. Hier war einmal Gelegenheit für 


den Präſidenten 1 Agathe auf dieſen Artikel 46, als Anwalt 


und Fürſprecher der ahrt der Saarbevölkerung aufzutreten. 


An äußerem Anlaß zu einem Eingreifen des Präſidenten 
Rault hat es nicht gefehlt. Seiner Aufmerkſamkeit kann es nicht 
entgangen ſein, daß in den Handelsvertragsverhandlungen die 
franzöſiſche Regierung von der deutſchen Regierung die Ver⸗ 
längerung der zollfreien Kontingente zugunſten der elſaß⸗lothringi⸗ 
ſchen Induſtrie über den im Vertrage von Verſailles feſtgeſetzten 
Zeitraum von fünf Jahren verlangt hat. Bei wahrhaft gewiſſen⸗ 

fter Betreuung der ſaarländiſchen Intereſſen hätte ſich 


err 
räſident Rault ſagen müſſen, daß es zum Ruin der ſaarländi⸗ 


en Wirtſchaft führen müßte, wenn fie bei ihrer Einfuhr nach 


eutſchland hohe Zölle zu zahlen hätte, während gleichzeitig die 
elſaß⸗lothringiſche Induſtrie im Genuß der zollfreien Kontingente 
ehe. Zum mindeſten dh er darauf dringen müſſen, daß die 
anzöſiſche Regierung ſich nicht einſeiti — eine 
Ausfuhr der elſaß⸗lothringiſchen Induſtrie einſetzte, ſondern 
daß ſie zur ſelben Zeit eine Verlängerung der gleichen Beſtim⸗ 
— des Vertrages von Verſailles zugunſten des Saargebietes 
erte. | 


4 


0 veal zu berückſichtigen, daß die Sach⸗ und Rechtslage 
bei ſolchen Forderungen zugunſten des Saargebietes ſehr viel 
einfacher und ſehr viel Subiger liegt, als bei den Forderungen 
der elſaß⸗lothringiſchen uſtrie. Denn Elſaß⸗Lothringen iſt 
durch den Vertrag von 


rankreichs geworden. Wenn alſo Deutſchland Zollnachläſſe für 


lſaß⸗Lothringen gewähren wollte, würde es gezwungen ee : 


ähnlichen Forderungen anderer Länder zugunſten ihrer Induſtrie 
oder der Induſtrie beſtimmter Landesteile ebenfalls nachzugeben. 
Das Saargebiet dagegen iſt weder ein Teil Frankreichs, noch ein 
Staat, ſondern eine Schöpfung sui generis, ſo daß kein Staat 
aus Zugeſtändniſſen zugunſten des Saargebietes irgendwelche 
Forderung für ſich herleiten könnte. Ferner iſt das Saargebiet 
deutſches Gebiet, das von einer rein deutſchen Bevölkerung be⸗ 
— 2 wird, in dem die deutſche Souveränität beſteht und das 
nach wie vor ein Teil des Deutſchen Reiches iſt. Wir ſind über⸗ 
zeugt, daß die Regierungskommiſſion bei dieſer Sachlage ſchon 
längſt Erfolge bei der deutſchen Regierung hätte erzielen können, 
wenn ſie nur gewollt hätte. Herr Präſident Rault wird nicht zu 
ſeiner Entſchuldigung ſagen können, daß ihm direkte Verhand⸗ 
lungen mit Deutſchland unmöglich 2 ſeien, denn er hat doch 
auf einer ganzen Anzahl von anderen Gebieten ſolche direkte Ver⸗ 
handlungen mit Deutſchland geführt. ja in letzter Zeit hat er 
ſolche in Zollfragen hinſichtlich des kleinen Grenzverkehrs neu 
aufgenommen. 


Viel weniger noch kann Präſident Rault behaupten, daß ihm 


direkte Verhandlungen mit der franzöſiſchen Regierung zu dem 


Zwecke unmöglich ſeien, um Zollerleichterungen bei der Einfuhr 
dem Saargebiete zu erlangen, denn 
Frankreich hat ſich durch den Vertrag von Verſailles ebenſo wenig 
wie Deutſchland ſeines Rechtes begeben, autonom auf die Er⸗ 
hebung gewiſſer Zölle zu verzichten. 25 


die Saarbeviiterung Rebt auch Bier wieder, daß der fran⸗ 
zöſiſche Präſtident der Saarregierung die Intereſſen der Saar⸗ 


bevölkerung höchſtens dann kennt, wenn franzöſiſche Intereſſen 


davon nicht berührt werden. 


Nachdem ſomit die Saarbevölkerung weder bei der Saar⸗ 
regierung noch bei 
8 mit Deutſchland Hilfe gefunden hat, wendet ſich 
ie 3 vertreten durch die unterzeichneten politi⸗ 
chen Parteien, in Uebereinſtimmung mit den Wirtſchafts⸗ und 
rbeitnehmerkreiſen des Saargebietes an den Hohen Nat des 
Völkerbundes mit der Bitte, zur Abwendung der tatſächlich be⸗ 


vorſtehenden Wirtſchaftskataſtrophe der Saarregierung aufzu⸗ 


geben, ſofort in Verhandlungen darüber einzutreten, daß 


evorzugung 


erſailles ein integrierender Beſtandteil 


rankreich in ihrer Lebensfrage des Wirt⸗ 


| Nicht nur Rhein und Kuhr, ſondern ftets Rhein, Kuhr und Saarl | 
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1 25 Vie Waren bes gotlieet 
den ni i 


Aut auf dieſem Wege kann der Saarwirtſchaft geholfen werden. 
Die trüben Erfahrungen. die wir auch hier wieder mit Herrn 
iy 4. S ison ook 10. Januar 1926 ausgeſprochenen Bitten 
pu wiederholen: 
Der Hohe Rat des Völkerbundes möge 
1. bei der bevorſtehenden Neuernennung der 
Negierungskommiſſion dafür forgen, daß das franzöſiſche 
Mitglied der N — — in Wirklichkeit keine 
graheren oo" iſſe als irgendeines der übrigen Mits 


gli 


2. die Prüſidentſchaft und die bisher dem nabhtigen Mit. 
Inneren und des Wenheren, einem anderen Miigli 
übertragen werden; 


8. bat die gewählten Vertreter der Saarbevölterung künftig 
offiziell in den Sitzungen des Hohen Rates des Völferbun 
gehört werden. 


Nur ſo wird eine Beſſerung der Verwaltung des Saargebietes 
werden können. | | 


Saarbrücken, den 16. Februar 1925. 


Die Fraktionen des Landes rates des Saargebietes: | 
Zentrumspartei: Le vacher. 
Deutſch⸗Saarländiſche Volkspartei: 


(Vereinigte Liberale und Demokratiſche Partei) 
Schmelzer. 


. der Saarlandesrat gegen das eigenmächtige vorgehen 


Am 12. Februar befaßte der Landesrat mit der Pariſer 
Konvention über die Aenderung des Tarifs der indirekten Steuern 
und den Verkehr der Waren, die im Saargebiet und Frankreich 
einer Kontrolle unterliegen. Die Tatſache, daß zwiſchen dem Prä⸗ 
ſidenten der Saarregierung, Rault, und der franzöſiſchen Regie 
rung dieſe Steuer vereinbarungen getroffen wurden, ohne daß er 
fig vorher mit den in Frage kommenden zuſtändigen wirtſchaft⸗ 
ichen und politiſchen Stellen des Saargebiets in Verbindung ge⸗ 
{cs — atte im Saargebiet ſtarke Erregung und allgemeine 
lehnung hervorgerufen. Die ee hatte mit ihrer Kritik 
und ihren Vorwürfen gegen Herrn ult wegen dieſer Eigen⸗ 
mächtigkeit, die die wirtſchaftlichen Intereſſen des Saargebiets 
— 1 en, nicht zurückgehalten. Offenbar hat dieſe Kritik 
wirkt, daß die Regierungskommiſſion ſich veranlaßt jah, dur 
den Regierungskommiſſar Dr. Heim Erklärungen im Landesra 
u dieſer Frage abgeben zu laſſen. Er gab zunächſt einen Ueber⸗ 
blick über den nhalt des kommens, 
zwiſchen den Präſidenten der Regierungskommiſſion und der fran⸗ 
10 chen 1 abgeſchloſſen wurde. Er erklärte, daß dieſes 
ommen 
lediglich das notwendige Ergebnis der mit der franzöſiſ f 
plerung eführten jet. Es unterliege beiderſeits 
er dente on. Wenn der Landesrat eine ablehnende Haltung 
zu dem Abkommen einnähme und die Regierungskom⸗ 
miſſion [id dieſer Ablehnung anſchlöſſe, (11) dann 
ſeien die reinbarungen ſelbſtverſtändlich hinfällig. s ſei 
aber zu beachten, ob eine Ablehnung des Abkommens für die 
Saarwirtſchaft zurzeit klug wäre. i dem Abkommen mit 
Frankreich hätten allerdings einige Beſchwerden in Kauf 
genommen werden müſſen, die die franzöſiſches Kegie⸗ 
tung von der Aufhebung der weſtlichen Zolls 
e abhängig gemacht habe. Die Angelegenheit be⸗ 
effend die Umſatzſteuer von 1,3 Prozent, die an der Grenze er⸗ 
hoben würde, pee ſich folgendermaßen: Nach den franzöſiſchen 
Eiufußrum e Beſtimmungen gäbe es eine Taxe, die man hier 
8 


en Re⸗ 


infuhrumſatzſteuer nennen könne. Die franzöſiſ Regierung 
8015 dieſe Taxe immer als Zollabgabe betrachtet. 9 to des⸗ 

alb für die Regierung notwendig geweſen, der neuen Steuer 
ebenfalls den Zollcharakter zu geben. 
Abänderung des n nicht in Frage. 

Eine weitere Stage Fi ie Beſteuerung der Waren, 
die von Frankreich ins Saargebiet eingeführt würden und um⸗ 
* vom Saargebiet nach Frankreich ausgeführt würden und 

ie bisher be waren. Pierre jet zu ſagen, daß die Ergebniſſe 
der Landeskaſſe höher ſein würden für die Waren, die Frankreich 
einführen würde, als andererſeits die Belaſtungen für die Pro⸗ 
dukte infolge der Umſatzſteuer, die nach dem Saargebiet gingen. 

Es ſei auch von den Abgeordneten darauf aufmerkſam ge⸗ 
macht worden, daß das Steuerabkommen mit der 
Bergwerks verwaltung noch nicht 

m Landesrat vorgelegt wurde. Der Staatskommiſſar erklärt 

ierzu, er könne heute noch keine definitive Antwort geben und 

etont dann zum Schluß, die Abgeordneten möchten den Fragen, 
die ja für das Saargebiet von außerordentlicher Bedeutung ſeien, 
die Beachtung ſchenken, die ſie verdienten. 


In der Ausſprache erklärte Abgeordneter Becker unter 
anderem, daß die Steuern des Saargebiets und die 
Ueberſchüſſe der Regierungskommiſſton äußerſt 
ungünſtig angelegt worden ſeien. Die Gelder ſeien 
der t nur in 
ute gekommen, in der Hauptſache ſeien fie an franzöſiſche 
anken weitergeleitet worden. Wenn die Regierung 
welfel darüber haben ſollte, ob das Steuerabkommen mit der 


daher, auf die beiden Vorlagen näher einzugehen. Zur 


das am 15. Januar 


eine Desavouierung des Landesrats bedeute, ſondern 


Infolgedeſſen käme eine⸗ 


herrn Kaults in der Steuerfrage. 


Bergwerksverwaltung dem Landesrat werden jollte, ye 

habe er zu erklären, daß dieſes Abkommen ohne Bes 

und Zuſtimmung des Landesrats gae 
eine Gül 41 habe. 

Wenn das Abkommen nicht vorgelegt würde, ſo beweiſe das, 
daß die Regierung etwas zu verbergen habe, was 
das Licht der Oeffentlichkeit ſcheuen müſſe. Die Zentrumspartei 
beantrage die Riidverweijung der Vorlage betreffend Erhebung 
indirekter Steuern und der Vorlage betreffend Verkehr mit 
Waren, die im Saargebiet und in a einer Kontrolle 
unterliegen, an die Kommiſſion, und der Redner ver — — 
mſa 
ſteuer, die ſeit dem 10. Januar in Höhe von 1,3 Prozent und iu 
ewiljen allen von 3,6 Prozent an der — 80 würde, 
abe der Staatskommiſſar auch u. a. ausgeführt, dieſe Steuer zur 
Begutachtung dem Landesrat vorzulegen, das ſei nach einem Aus⸗ 
legungsbeſchluß der Regierungskommiſſion nicht notwendig. Dieſe 
Auslegung der yen habe aber ſtarkes Befremden erregen 
müſſen. Durch dieſe Geheimniskrämerei der Negierungskommiſſion 
müſſe der Anſchein erweckt werden, als ob ſolche Beſchlüſſe nicht 
hieb⸗ und ſti ata Von der Regierungsfommiffion jet daher 
dringend zu fordern, den — el wieder abzuändern 
und die vorgenommene Abänderung der Umſatzſteuergeſetzgebung, 
die ſeit dem 10. Januar durchgeführt werde, dem Landesrat zur 
Begutachtung legen, und weiter, bal fie die Verletzung 
des Verſailler Vertrages e durch dieſe Steuer⸗ 
erhebung gegeben ſei, wieder gutmache. f 

Was den Doppelſteuervertrag mit Frankreich vom Auguſt 
1923 anbetreffe, ſo ſei darauf . daß bei dieſem Vertrag 
die Intereſſen des Gaargebiets in keiner Weiſe 

e wahrt worden ſeien. Die Luxusſteuer z. B. würde, ſoweit 
fe Herſtellerſteuer i in Frankreich erhoben und nicht im Saar⸗ 
gebiet. Wenn alſo jährlich 1000 Automobile aus Frankreich nach 
dem Saargebiet verkauft würden — im letzten Jahre ſeien es 
4000 — — —, dann ſchenke die Regierungsfommilfion der 
franzöſiſchen Regierung 2 Millionen Franken. Könne man dems 
nach von einer Abſicht oder von einer groben Nachläſſigteit bei 
den Vertragsverhandlungen ſprechen? Der Präſident Rault habe 
nun, wie der Staatskommiſſar verſichert habe, das Abkommen mit 
Frankreich nur r s ſolle erſt Geſetzeskraft 
erlangen, wenn der Landesrat angehört fei und die Neglerungs⸗ 
kommiſſion das Abkommen ratifiziert habe. Seine Fraktion 
fordere, daß fofort neue Vertragsverhandlungen begännen, und 

t unter Hinzuziehung von 8 die bei den erſten 
1 „ vollſtändig gefehlt hätten. Es müſſe weiter unter⸗ 
eat werden, welche ‘patting das kanadiſche Mitglied der 

egierungskommiſſion, Stephens, zu all den Fragen einnd 
Der Redner weiſt darauf hin, daß der i Stephens 
in ſeinem Neſſort nicht genügend Selbſtändigkeit habe, ſondern der 
3 Rault habe alle wichtigen Regierungsämter unter einer 

eitung vereint. Aber daneben übe er noch durch die franz ſchen 
Beamten einen einſeitigen Einfluß aus, beſonders aber durch 
Errichtung einer fiskaliſchen Kommiſſion, wodurch er den ganzen 
Geſetzen den franzöſiſchen Stempel aufdrücke. (Erregung.) nn 
Miniſter Stephens nicht fo gebunden wäre, würde er fi A 
mehr für die Saarbevölkerung tun können. Es fel wichtig, auf 
diese Frage hinzuweisen, damit die Abhängigkeit der einzelnen 
Mitglieder der Neglerungskommiſſton durch den franzöſiſchen 
Präſidenten aufhöre. 

von fein könne, daß nach der Natifikation des 
15. 1. ein ungehinderter Verkehr zwiſchen dem Saargeblet 
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Auch der ſozialiſtiſche Abg. Petry ſtellt ſeſt, daß die Bes 
Landesrates zu dieſer ſo wie pes Ange⸗ 
egenheit nur eine — eine Komödie iſt. Die Umſatzſteuer⸗ 
verordnung bedeute 1 eh eine außerordentliche Verteuerung 
der Lebenshaltung, die für die unteren 1 Jos 
wieſo an der Grenze des Exiſtenzminimums liege. Cs ſei tatſä 
lich unverſtändlich, wie in einer 57 der Lohnbewegungen un 
der Teuerung derartige Laſten auf die breite Bevölkerung abge⸗ 
wälzt werden könnten. Die kleinen Lohnerhöhungen, die man 
der Arbeitetſchaft . habe, würden durch dieſe Steuern voll⸗ 
ändig aufgehoben. Verordnungen, die ſo den Intereſſen des 
andes entgegenſtehen, könne ſeine Partei nicht zuſtimmen. Der 
einzige Grund 5 die Einführung der Steuer ſei doch der, da 
die Feder egierung bei Ueberwachung ihrer Grenzen Ge 
e, die Koſten dieſer Erſparniſſe ſolle nun die Saar⸗ 
bevölkerung tragen. Wenn die Saarregierung ſich dazu hingebe, 
dann müſſe man ihr den Vorwurf machen, daß fe ihre Treu⸗ 
[händerrolleſchlecht ausübe, ein Vorwurf, von dem auch 
das ſaarländiſche Mitglied der Regterungskommiſſton betroffen 
werde. Antragsgemäß wird hierauf die Vorlage an die Kom⸗ 
| miffion zurückverwieſen. „„ 
* 


holt die ſaarlöndiſchen handwerker zur Saarwährung. 


aß die Zolltaxe von 
uns zugegangenen 
“Gen. Die fra 
ig richtig, ob 


Prozent keine Umſatzſteuer fein ſoll, 
tteilungen die franzöſiſche Negie⸗ 
egierung hält di 
ch die Lebenshaltung der 
Saarbevälkerung ganz bedeutend verteuert wird. Zu der Taxe 
von 1,8 Prozent kommt noch ein weiterer Prozentſatz von 1,3 hinzu, 
| ein drittes Land erſolgt. 
Deutſchland ab. Wenn Deutſchland 
eren Land fabriziert werden, ins Saargebiet einführt, muß 
es alſo 2,6 Prozent bezahlen, dazu tritt im Saargebiet noch. 1,1 
nt Umſatzſteuer. Führt jedoch Frankreich in einem anderen 
produzierte Waren ins Saargebiet ein, dann gilt nur die 
Prozent⸗Taxe. Das iſt eine direkte Bevor | 
andels vor dem dent] . 
mſatzſteuer im Saargebiet ijt auch nur cin: 
tankreichs wirkſam, wie auch ſämt⸗ 
mmungen des Abkommens vom 15. Januar ein⸗ 
Iten find. Das iſt 
ch überlegt, daß von 


tung ausge 


wenn der Handel dur ) 
aren, die in einem 


anzöſiſche. 
lige best 


leitig zugunſten Frankreichs ge 
anders denkbar, wenn Cian 
fiſchen Präſidenten der Regierungskommiſſion, der ein⸗ 
mal von ſich geſagt hat, daß er nicht nur die Intereſſen des Saar⸗ 
ondern auch die Intereſſen Frankreichs zu wahren habe, 
n mit franzöſiſchen Beamten der Regierung die go 
ir dieſes Abkommen getroffen worden find. 
erhandlungen ſchon ſeit Oktober vorigen 

t niemand von der Regierun 
skreiſen oder 


Vorbereitungen 


einmal mit den Wirt 
bindung zu treten. tefe 

ohne daß irgend jema 
hatte, dazu Stellung zu nehmen. 


tte dann aus, daß trotz der bereits erwähnten 
btommen abzulehnen, um den 
erproben, es andererſeits 
daß eine Regelung 


mmungen ſind zuſtande ge⸗ 
nd im Saargebiet Gelegenheit 


naheliegenden Verſuchun 
Wert der Anhörung des 
icht von der Hand zu weiſen ſe 
Frankreich und dem Saargebiet er⸗ 
d daß das Saargebiet unter gewiſſen Um⸗ 
orteile durch Verhandlungen erreichen könne. 
Vielleicht ſchiebe die Regierung das Sa 
t mit Brutalität zur Seite. Aus dieſem Grund 
r die Riidverweifun 
chen, auf die Regie⸗ 


lolgen m | 
nden gewiſſe 2 
aargebiet 


aktion ebenfalls 
iſchendurch werden wir ve 
rungskommiſſton einen gewiſſen Druck auszuüben, damit man uns 
zu ſolchen Verhandlungen mit 
Wirtſchaftskreiſe derartige Wün 
wir, wenn wir an den Ver 
eßliches für das Saargebiet als auch für Frankreich 
t an einer ſolchen Ver⸗ 
1 kommen durch immerhin 
nderung der Verhältniſſe ſich eines Tages doch nicht 
tankreich erwelſen könnte. Ich erinnere 
ene — — ach bat 
ubilligung des Initiativrechtes Frankre 
erhebliche Schwierigkeiten machen kann. Erſprießliches kann alſo 
erauskommen, die au 
Verhandlungen geirofſen worden find. 


Kommiſſion. 


Wir haben auch 
ukern hören und 
ndlungstiſch kommen, 


exreiden werden. Auch Frankrei 
ein Intereſſe, weil das 


als dauernd 


rates, der na 


Vereinbarungen 


f Grund beider⸗ 


| In einer erweiterten Bundesvorſtandsſitzung des Hand⸗ 
werkbundes für das Saargebiet behandelte unter anderem Syndi⸗ 
kus Beutler von der Saarbrücker Handwerkskammer die Frage der 
Schaffung einer eigenen Währung. Nach einem zuſammenfaſſen⸗ 
— Ueberblick über das rungsproblem ſtellte er folgende 
Frage: | 


Warum follen wir eine neue Währung erhalten? Dieſe Frage 
iſt dahin zu beantworten, daß man in Frankreich Befürchtung 
wegen des Franken hegt. Der nach dem Geſetz zuläſſige Höchſtum⸗ 
lauf von 41 Milliarden Franken tft bald erreicht. Es tauchen 
Schwierigkeiten auf, die man durch ein beſonderes Saargeld zu 
beheben {ua Aus den ganzen Plänen der Franzoſen geht her⸗ 
huen das Wohlergehen des Saarvoltes gen gleichgültig 
iſt. Durch dieſe Machenſchaften wird aber auch die — — 
rung für das Saargebiet im Ausland beeinträchtigt. Dem Prote 
des Landesrats und der Wirtſchaftlichen Vereine müſſen wir uns 
anſchließen und von den Herren Koßmann, Berzenſki und Steffens 
| miifjen wir verlangen, daß fie ſich dafür einſetzen, den Plan zu 
vereiteln. Wir fordern, daß der Verſailler Vertrag auch von 
Faber eingehalten wird. Keinen neuen Franken wollen wir, 
ndern die deutſche Reichsmark! (Stürmiſche Zuſtimmung.) 
Kammervorſitzender er weiſt darauf hin, vor 
| —5 ahren das Handwerk am längſten und heftigſten für die 
Beibehaltung der deutſchen Mark eingetreten tit. Die Folgen, die 
wir damals vorausgeſagt lch eingetroffen. Wir ſtellen das aus⸗ 
drücklich felt. Nicht ſelbſilichtige, ſondern Bewengriinde 
waren es, die uns damals leiteten, die b bſicht, dem Hand⸗ 
werk zu dienen und zu nützen. Frankreich iſt an der Grenze 6 
elangt. Wir können ſeinen Plänen zur Verhütung der Jaltetes : 
te uns nichts angehen, nicht zuſtimmen; es joll, en. wie es aus 
der Miſere herauskommt. Wenn Frankreich uns eine neue Wäh⸗ 
rung aufdrängen will, dann muß der Völkerbund eingreifen. Wir 
warnen die Saarregierung davor, dem Experiment der Franzoſen 
nachzugeben, ſie muß ſich gegen eine neue Währung mit allem 
Nachdruck wehren. Die früheren ler können nur gutgemacht 
werden durch Wiedereinführung der Reichsmark! 
Der Handwerkerbund trat den Ausführungen der beiden Reds 
Del 


vor, daß 


Was jeder Deutsche 
vom Saargebiet und Bund 
Verein“ wissen mul 
Oeschafustelle Saar - Verein“. Berlin fi} 
Merkblatt mit Bildern 
und 


Karte des Saargebiets.. 


Die Sache des Bundes „Saar- Verein“ 

mull Sache des ganzen deutschen Volkes 

e werden, jeder gute Deutsche, besonders | 

aber jeder, det im Saargebict geboren ist oder im Sadrgebiet gelebt hat, 

} toll and muß Mitglied des Bundes „Saer - Verein“ oder seiner Orts- | 

@Pruppen werden — Mitgliedsanmeldungen fiw den Bund | 
Saar - Verein“ ind tu richten an die: 


Geschäftsstelle „Saar- Verein“, Berlin SW u 


Pernspr: Lagow 234 Roöniggraàtzer Stralle 94 Fernspr: Lago 3249 


Zraontreich Rattfindet. Nach wie vor befteht der Pahzwang, 
| man von einem freien Verkehr will, wie 
. die Zollgrenze fallen muß. Der Staatstommiſſar hat darauj. hin⸗ , 
bah das in Paris dene Abkommen ein proviſori⸗ 
* | fies iſt und hid um es in Kraft zu ſetzen, beiderſeitige Ratifi- 
a | ation notwendig fet. Die . uns offenbar die 
1 N beibringen, als ob wir zu dieſer Ratifikation etwas zu 
i jagen hätten. Es wäre intereſſant, hlerzu die Probe e 
“gu und die Vorlage rundweg Dann wäre 
1 zweifellos die Tatſache gegeben, daß die Regierung auf das Gut⸗ 
5 18 achten des Landrates in dieſer Hrage nichts gibt. Daß man jetzt 
1 auf die noch an 9 Natifikation hat ſeinen Grund 
1 darin, daß man ſie ern ſcheut, in Genf unſere 
Behauptung zu beſtätigen, daß die 
Die Belraguicg des. Landesrates ich al 
anſieht. In der Begründung der Vorlage ſtel 
te einer Spekulation 1 handarbeitende Be⸗ 
— völkerung in A ide ie wenn man die vorgeſehene Belajtung 
es vielleicht möglich ſei, er Richtung zu ermäßigen. 
9 Sie gibt lein — nach dieſer Richtung ab, ſondern ver⸗ 
9 245 nur wohlwollende Prüfung, was ſo viel beſagt, daß dieſe Er⸗ 
— mäßigung nicht ſtattfinden kann. Es iſt weiter intereſſant, daß der 
Staatskommiſſar die Frage, ob die Einfuhrverbote Gegenitanr 
1 des franzöſiſchen Zollregimes ſeien, in bejahender i 
a pretiert hat. Wir haben die Regierungstommiffion wiede 
gebeten, uns darüber zu fie hat aber immer 
1 wieder den Dreh gefunden, die Frage nicht akut werden zu laſſen, 
5 wahrſcheinlich, um vor — luß des Vertrages die Bevölkerung 
fake zu einer 1 Prüfung — Nach unſerer 
Jolle die Einfuhrverbote beſtimmt kein Teil der franzöſi⸗ 
1 Men Ugelegochung. Wir müſſen unbedingt wiſſen, wer von der 
1 egierungskommiſſion dieſe Interpretation, die die ſaarländiſchen 
hi Sutereljen zweifellos ſtark beeinträchtigt, mitgemacht hat. 
q 


- 


Die ausgangs des Monats Januar in Berlin ſtattgefundene ] Verſtändnis hat, vor allem kein Verſtändnis hat dafür, wel 
Konferenz über Fragen des Saargebiets und die Zuſammenarbeit | Unfegen von dem Brelttreten des 5 unter . 
Pad dem Bund und der Geſchäftsſtelle „Saarverein“ mit dem auch für das Saargebiet erwächſt. „Weiß man denn gat 
Saargebiet gaben Veranlaſſung, auch auf gewiſſe außerordentlich nicht in Berlin, was unſer Ka m pfbedeutet, welch 
bedenkliche Erſcheinungen des parteipolttiſchen Betriebes hinzu⸗ 122 506 perſönliche Opfer er fordert?“ So rief vor 
weiſen, das bedauerliche Rückwirkungen wie in allen Grenz⸗ und tn bebend ein ehrlicher deutſcher Demokrat aus dem Saargebiet 
gefaprdeten Gebieten, jo auch im Saargebiet ausgelöſt hat. Wile | in den Saal. Ein anderer, dem Zentrum angehörender Kämpfer 
yang die in der Saarvereins⸗ oder in der Grenjlandarbeit | fiir das Deutſchtum an der Saar erklärte mit bewegter Stimme: 
ſtehen, haben es immer bedauert, daß das deutſche Volk ſich aus Was einzelne der fil | 
parteipolitiſchem Fanatismus gegenſeitig zerfleiſcht, obwohl es ge⸗ ae er führenden dort unter der Jere 
ſchloſſen zuſammenſtehen müßte, um die Wunden des Krieges zu ic eiben S f t der Franzoſen aushalten müſſen, it nicht zu bes 
heiten, aufzubauen, wo der Krieg Trümmerhaufen geſchaffen hatt re och 10 Sabre ihtes Lebens, wenn 
und dem äußeren Feind zu wehren, ſeine Raub⸗ und Zertrümme⸗ Pe i ag? 1 en. 800 habe für einen großen Teil 
rungsgrbeit innerhalb der deutſchen Grenzen fortzuſetzen. Aber e im “Be 0 iet an vorderſter Stelle ſtehen, 
die Parteileidenſchaften ſind gerade als Nachwirkungen der ſtaats⸗ ch Na ten wer weiß, was 
politiſchen Umwälzungen in Dentſchland fo heftig entbrannt, daß, ſchlucken ole ie "tbe ba we Merger ſie herunter⸗ 
alle Mahnungen und Hinweile auf die Schädigungen ſolchen Tuns] daß ma tlich der ches der wird begreiſen, 
bisher fruchtlos geblieben find. Aber eins follte man erwarten, n ernſtlich nach der Hilfe von drüben ausschaut!“ 
das nämlich dieſer unglückſelige Parteiſtreit Und an welche Hilfe dachte dieſer Mann? Nicht daran, wie 
in Deutſchland an den Grenzen unſerer A es die Negierungskommiſſion wider befferes Wiſſen dem Völker⸗ 
en und r Gebiete haltmachen ſollte. bund darzuſtellen verſuchte, daß wir hier drüben rechtstheiniſch 
8 K wahrlich kein ſchönes Bild, das unſere äußeren Feinde von | ein „heimliches Heer“ auſſtellen, um mit Waffengewalt das 
der Einigkeit des deutſchen Volkes im Kampf um ſeine politijde | Saargebiet vom äußeren 2 von den Verneinern des Rechts, 
und nationale Freiheit bekommen müſſen, wenn fie in allen | und den Verfechtern der ewalt zu befreien, ſondern nur daran, 
deutſchen Zeitungen auch der beſetzten und gefährdeten Gebiete | daß wie im Saargebiet die Bevölkerung im Kampf um das 
in Sacher Ausführlichkeit und Leidenſchaftlichkeit, die einer [Deutſchtum und ihren Helmatboden chlaſſen zuſammenſteht, 
beſſeren Sache wert wäre, die Selbſtzerfleiſchung beobachten eine gleiche geſchloſſene Front zur Erkämpfung der nationalen 
müſſen. | und politiſchen Freiheit Deutſchlands hier im Rechtstheiniſchen 
And leider müſſen wir dieſen ungliidjeligen Parteikampf in | geſchaffen werde, und daß angeſichts des Freiheitskampfes des 
Deutſchland auch in der Preſſe an der Saar wiederfinden. Ganze deutſchen Volkes aller Parteiſtreit und aller Hader endlich eins 
Seiten werden darauf verwandt, um der Bevölkerung des Saar⸗ mal ſchweige! Endlich ſchweigt, damit man im Saargeblet in 
gebiets möglichſt haargenau wiederzugeben, welchen Grad der dem zermürbenden Kampf gegen Verwelſchung und Vergewalti⸗ 
parteipolitiſchen Zerklüftung und der parteipolitiſche Bruderkampf Lung nicht immer wieder dieſe ſchrillen Töne vom deutſchen 
des deutſchen Volkes im unbeſetzten Gebiet erreicht hat. Agenturen] Bruderkampf vernehmen muß. Aber leider, in Deutschland kennt 
und Korreſpondenten überbieten ſich darin, dieſes Bild fo lücken⸗“ man dieſen Kampf noch immer nicht, kennt nicht die Leiden, Nöte 
los und plaſtiſch zu zeichnen, daß ſelbſt der, der im Saargebiet an und ſchweren Herzens⸗ und Seelenkämpfe, die die Verteidigung 
ein anderes Deutſchland denkt und von all dieſem unerfreulichen des Deutſchtums gegen liche Annexionsgelüſte täglich erfordern. 
Parteikampf nichts wiſſen will, gezwungen iſt, ſich täglich neu Man kennt nur das egoiſtiſche Ich, und ſieht Über die Parteibrille 
darüber zu ärgern. Die bedeutendſten Zeitungen des Saargebiets, nicht hinweg, nicht bis zu den Grenzen des Vaterlandes, wo der 
die jonſt im Kampf um das Deutschtum an erſter Stelle ſtehen. Feind an deutſchem Boden und am deutſchen Mark nagt i 


unterhalten in Berlin eigene Vertreter. Und dieſe erblicken 
anſcheinend ihre Aufgabe lediglich darin, der Bevölkerung des Welche ſchädlichen Wirkungen dieſer unglildjelige Parteiſtreit 


des deutſchen Volkes ſchon im Saargebiet verurſacht hat, ergibt 
es teude an der — | fig GUS — Tatſache, 00 die aarländiſche Sozialdemokratie aus 
gehörigke empf t das, dem interfraltionellen Ausſchuß ausgetreten iſt. Es tt nicht von 
was Deutſchland an aufbauender Arbeit auf ſozialem, auf wirt⸗ ungefähr, daß dies geſchah, als im Reich die Sozialdemokratie 
n rtſchaftlichem auch für das Saargebiet geid 10 „ wurde, für die Unternehmer eingetreten zu fein. Es geſchah zu der 
wiſſen dieſe Vertreter zu berichten, ſondern immer nur und täglich Zeit, als der Zermürbungsprozeß des parteipolltiſchen Kampfes 
Riles cities wink Brudertampy im Reich nun fat bis bai im Reich einen Grad erreicht hatte, wo deutſche Volksgenoſſen 
eur, | Slaubten, einander zerfleiſchen zu müſſen, wenn fie nicht der 
„So muß man leider feſtſtellen, daß das alte Sprichwort, böſe gleichen Parteimeinung waren. Es geſchah zu der Zeit, als man 
Beiſpiele verderben gute * auch im Saargebiet in im Reich den Kampf führte, unter der Parole: „Hie Kapital — 
immer zunehmender Weile ſich bewahrheitet Wir haben in unſerer hie Arbeit!“ Es geſchah zu der Zeit, als es für ein Verbrechen gee 
Nummer 2 des laufenden Jahrganges in einem Artikel unter det | halten wurde, wenn der deutſche Arbeiter ſich mit dem deutſchen 
Ueberſchrift „Wir klagen an“ die geradezu ſträfliche Mißachtung Unternehmer an einen Verhandlungstiſch ſette. Damals glaubte 
der Saarprobleme durch die Berliner Preſſe gekennzeichnet. Uns dle Sozlaldemokratie an der Saar, ihrem Parteldogma gerecht zu 
— yo werden, wenn fle einen wirtſchaftlichen Rampi, den ie ge en den 

4 K , 8 et aus⸗ 
Wort unterſtreichen und zum Teil noch-weſentlich ſchärfer ihren 


. em Tage hat dieſer unangenehme und dem 
Anmut darüber zum Ausdruck bringen, daß die deutſche Preſſe, in] Deutſcht um ſchädigende Kauf Kapitat 


wähnten Saarkouferenz in Berlin iſt uns beſtätigt worden, daß 3 tion an, 5 — ony pare 22 dort diefen Kampf be⸗ 
Der Unwille über dieſe falſche Einſtellung der deutſchen Preſſe um urteilt! Das Jurücktreten der Sozialdemokratie aus der Ein⸗ 
| ebiet in der dortigen Bevölkerung ſchon ein erhebliches Aus⸗ i der deut tele der Saar ift in dieſen Kreiſen 
Man hat dort der deutſchen Preſſe ſehr be n Dieſen Leu 
ſcharfe Worte gelagt, daß fle den unglückſeligen Parteſſtreit, der — d e Gelb des deniſchen 
Je bedenkliche Folgen im Saargebiet anzunehmen droht, nicht durch] Volkes ſich au “ Saargebiet fortſetzt. Alle Organiſations⸗ 
dieſe — manöver zur Schaffung eines Separatiſtenbundes, wie es der 

Kiftieren, wenn fie nicht indirekt durch die Preſſe unterſtützt und | qlidt, wohl aber hat dle Lineiniatelt des deutiden Partei eſens 
“Oder gar nur ihrer eigenen Citelteit dienen, finden allein auf beulſches Recht und deulſche Freiheit an der Saar von Anfang an 1 
weiter Flur, wenn fie nicht durch die Preſſe immer wieder an die an der Sxitze der deulichen Parteien ſtand, iſt heute in dieſem 9 
Oberfläche getragen würden. | Kampf in den Hintergrund getreten. Die Voltsitimme in Saar⸗ 3 

Namhafte und prominente Perſönlichkeiten aus dem Saar⸗ brücken, die 8 ſchärſſten Schläge gegen die Annexions⸗ 
gebiet haben ſich in Berlin ſelbſt überzeugen müſſen, dah abſichten und gegen die Verwelſchungspolitit Frankreichs führte, 
man in der Berliner Preſſe für das Saargebiet fo gut wie kein | ſetzt ſich heute nur noch für Parteiideale ein, kämpft nur noch den 


L Benn jeder Leſer uns nur zwei neue Lefer zu führt, ſo unterſtützt er damit wirkſam unfere Aren 
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Kampf zur Verticſung der Kluft, dle das deutide Bose In 

— — die Auswirkungen 
ſeligen Kampfes, den die Parteien im unbeſeßten Deutioland 
gegeneinander führten. 


Es iſt wahrlich Zeit, endlich einmal die im 
Reich, die Fraktionen in den Parlamenten auf die Folgen ihrer 
einseitigen das man end⸗ 


wer 


lich einmal ernſtlich zuruff „Ihr 
land zugrunde 


die Schuld. 
es Biol etme 


— 
— 


behandelt werden fan jonders | 
wenn es fährde ter deulſcher Intereſſen, w 
die Ge ng deuiſcher Ge ate und deutider Bevölkerungste 

wie jegt die Dinge betrieben werden, kaun es nt 
weitergehen und das deut muß den Garieten in Hee 
— Gejamtintereffen die Brage votiegen, ob fie es mit ihrem 
und 


en als — ren können. nationale 


Köln, der Rhein und das 


nter dieſer Ueberſchrift veröffentlichte der bekannte 
fibcrale Politiker, Mitglied des Unterhauſes J. M. 
worthy im „Outlook“ einen Artikel, aus dem der 
doner Mitarbeiter der „Saarbrücker Landeszeitung“ 


liſche 


enn⸗ 
Lon⸗ 


den 
weſentlichſten Inhalt wiedergibt. Danach ſpricht er die 


Meinung aus, daß die Weigerung der franzöſiſchen und 
der engliſchen Regierung, Köln an dem feſtgeſetzten Tage 
u räumen, die moraliſche Grundlage jener Teile des Verſailler 
Vertrages habe, die beſtimmt ſeien, cine 
Europas herbeizuführen. „Wenn Köln, das Saargebiet un 
das Rheinland führt Kennworthy aus, „auf unbeſtimmte Zeit 
von den Alliierten beſetzt bleiben follen, iſt es offenbar, daß die dem 
deutſchen Volke auferlegten 
werden können. Es wird ſich tſcheinlich herausſtellen, daß der 
engliſche Schatzkanzler in ſeinem Budget mit ſieben oder acht Mil⸗ 
lionen Pfund Sterling als — England entfallenden Anteil der 
Dawes⸗ Zahlungen rechne. Sollte nun England dieſe Summe nicht 
erhalten, würde das entworfene Budget nicht ausgeglichen werden 
können, für England ſchließlich keine f ernſte Sache, denn Eng⸗ 
lands Finanzpolitik iſt ſeit dem Waffenſtillſtand vorſichtig und 
konſervativ ber es muß den Kredit beein⸗ 
luſſen, gerade zu einer Zeit, wo England de „wieder zum Gold⸗ 
ndard zurückzukehren. Der Einfluß auf die franzöſiſche Währung 
ganz anderer Natur. Der Franken iſt durch amerikaniſche 
rlehen geſtützt worden. Viele Finanzleute ſind der Anſicht, daß 
in gegenwärtiger Kurswert künſtlich ſei. Die Finanzlage 
rankreichs iſt wirklich ernſt. Es liegt wirklich kein 
rund vor, warum der Franken nicht auf 200 bis 300 zum eng⸗ 
liſchen Pfund Sterling ſinken ſollte, wenn die 5 fran⸗ 
ſiſche Politik fortgeſetzt wird. Wenn Köln nicht zur 
eſtgeſetzten Zeit geräumt wurde, warum foll 
as Saatgebiet in 15 n geräumt werden? 
un der Vertrag nicht eingehalten wird, wenn er zum Vorteil 
utſchlands iſt, — Recht haben die Alliierten, darauf zu 
beſtehen, daß er eingehalten wird, wenn er zum Nachteil Deutſch⸗ 
lands iit? ... Es iſt uns nicht Ne den Bericht der 


Kontrollkommiſſion der Alliierten zu ſehen. Es wird häufig be⸗ 
hauptet, daß ein Deutſchland günſtiger Bericht von der Kommiſſion 
prijentiert aber abgelehnt wurde, um fo geändert zu werden, 
mit er den Anforderungen entſpricht. Herriots 
Aeußerung über die Beſetzung Rheinlandes iſt die unglück⸗ 
lichſte Rede, die in irgendeinem enropatiden Parlament ſeit dem 
Kriegsende gehalten worden iſt. erriot ging viel 
heiter als Poincaré oder felbft Tardteu. Die 
fear Politik reizt das nationaliſtiſche Empfinden in Deutſch⸗ 
nd, und infolgedeſſen werden die fra open olitifer beun⸗ 
ruhigt und beltehen auf — und koſtſpieligen Rüſtungen 
Als ſtrategiſchen Vorteil fordern ſie die fortocle te und unbegrenzte 
Beſezung von großen Gebieten der reichſten Teile Deutſchlands. 
Dies macht es unendlich ſchwer für die Deutſchen, Reparationen 
zu zahlen, und wir kommen um keinen Schritt weiter .. Aber 
auch die engltlde 12 iſt nicht his von Tadel. Eine 
nſervative engliſche Regierung wäre wa 
teibund zwiſchen Frankreich, Belgien und England zu befür⸗ 
worten, aber ſelbſt das würde die Srangofen nicht zufriedenſtellen. 
Sie wlünſchen in ein ſolches Bündnis Rumänien und Polen mit⸗ 
eliguleptte en. Niemals wird aber eine engliſche Regierung cine 
unbegrenzte Bürgſchaft für die gegenwärtige polniſche und rumä⸗ 
niſche Grenze Übernehmen. Von welchem Geſichtspunkte aus wir 
auch immer die Sache anſehen mögen, der einzig richtige Ausweg 
aus der gegenwärtigen Lage ſcheint in erſter Linie nur eine Rück⸗ 
kehr nicht bloß fein Buchſtaben, ſondern auch zum Geiſt des 
wesplanes zu ſein; in zweiter Linie muß der Verſailler Vertrag 
trikte een werden, auch wenn er eingebildeten franzöſi⸗ 
chen N en zuwiderläuftt 
anzöſiſche und die engliſche, ſollten eine Stärkung und Erweite⸗ 
rung des Völkerbundes mit Einſchluß Deutſchlands und Rußlands 
verfolgen. Vo ahre war dies nahezu entſchieden. 


r einem 
or oe wird die engliſche Regierung wieder darauf zurück⸗ 


Kennworthy ſpricht hier alſo mit anerkennens werter, rüchſichts⸗ 
leſer Offenheit aus, was wir ſchon oft hervorgehoben haben: das 
Berſailler Dokument bGedeutet für Frank⸗ 


erpflichtungen nicht eingehalten 


Vergange 


Ent] 
Entſcheidung über das Saargebiet 


rſcheinlich bereit, einen 


Aber beide Regierungen, die 


reich nichts andetes als et 
deſſen Hilfe es fetue tn Berfatil[es begouner 
Gewaltpolitit gegen Deutigliand loten 

fortjegt. Es die mmungen di Dokuments, 

wenn es ſeiner itik dienlich und verleugnet dieſe Be⸗ 

ngen, wenn fie einen flagli Reft deutſchen Redtes ente 

te Frage, die Kennwor watu m, wenn Ir. 
aargebie 

Jahren geräumt werden, follte men id iw 

— recht gut merken und aus der 

eit lernen, was damit 2 wird. Wir haben 


telle ſo und fle oft Vergleiche greet en end — 
nach 


Iten. 


e 
— 10. nicht geräumt wurde, III das 8 
a 


Deutſchland und im 


j 


ſtimmung im Jahre 1935. Wir mußten immer wieder auf die 
Gefahren hinweiſen, die — aus dieſen Vergleichen für das Saar⸗ 
gebiet ergeben. Heute Mt trotz aller Propagandamittel ſchon 
felt, daß die Saargebietsbevölkerung im Jahre 1935 ſich mit 
mindeſtens 97—98 Prozent für Deutſchland erklären wird. An 
dieſer Tatſache werden alle Verwelſchungsverſuche nichts ändern. 
Man wird aber dann auf „die wirtſchaftlichen und anderen Zu⸗ 
ſammenhänge“ zwiſchen dem Saargebiet und — Frankreich ver⸗ 
weiſen, die man in den 15 Jahren franzöſiſcher Durchdringungs⸗ 
olitik künſtliſch und zum größten Teil gewalt ſam geſchaffen 
bat und wird, wie in Oberſchleſten, erklären, „daß dieſe wirtſchaft⸗ 
ichen, geographiſchen und anderen Zuſammenhänge es nicht an⸗ 
ebracht erſcheinen laſſen, das Saargebiet von dieſen „franzöſiſchen 
uſammenhängen“ zu löſen“. „Wenn Köln am 10. Januar nicht 
geräumt wurde, warum ſollte dann im Jahre 1935 das Saar⸗ 
pe geräumt werden?“ Dieſe Frage des engliſchen liberalen 

olitikers, der über die zwangsläufige Entwicklung der europäi⸗ 
ſchen Politik, wie is ſich unter dem überragenden Einfluß der 
franzöſiſchen Expanſionspolitik ergeben hat, müſſen wir uns immer 
wieder und wieder vorhalten, und unſer politiſcher Abwehrkampf 
muß darauf rr werden, daß die franzöſiſche 
Politik die Beſtimmungen des Verſailler Vere 
trages nur ſolange einzuhalten gewillt iſt, 
jie der franzö iſchen Politik dienen! 


s hat uns Kennworthy eindringlich ins Gewiſſen geſchrieben. 


Leset und verbreitet die von der Geschaftsstelle 
Saar- Verein“ herausgegebene 


„Der - Freund 


Der „Saar- Freund“ ist det treueste und zuverlassigste Be- 
cichterstatter uber alle Geschehnisse im Saargebiet, das beste 
Bindeglied zwischen den schwerbedrangten Saardeutschen 
und dem Mutterlande und das Mitteilungsblatt des Bundes 
woaat-Verein“ mit allen wichtigen Nachrichten aus 
dem abgetrennten Saar- und Pfalzgebiet 


Die Schriftleitung und Verwaltung liegen in den Handen von 
ausgewiesenen Persönlichkeiten, die als geborene Saarländet 
oder durch ihren mehrjdhrigen Aufenthalt im Saargebiet 
selbst die örtlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Verhält- 
nisse des Saargebiets aus eigener Erfahrung heraus kennen 
und mit dem n der Saargebietsbe völkerung heute noch 

in engster Verbindung stehen | 


Bestellungen auf die Halbmonatsschrift 3 
nimmt jede Postantalt entgegen. Der Bezugspreis betragt 
so Opf. 


Alle Zuschriſten far den „Saar- Freund“ sind tu richten aw 


,Saar-Verein’, Berlin SW 11 
Königgrätzer Strafle 94 | 
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ur Lage im Saarbergbau. 


Bergarbeiterkteiſen wird uns geſchrleben: 


11 bow 


fi — 
tal und 

et ebt ijt, aus den 

Gewinne zu erzielen. Bon Anfang an lautete die 

e det Bergverwaltung: te Firderung 


} ert werden, die Qeiftung der 
d uch jo 


e@ 
ein. Das Gedinge wurde in riidjidtslojer iſe 
Urzt und wer auf das gekürzte Gedinge = mindeſtens zum 
rchſchnittsl n kam, wurde „Faulenzer betitelt und mit Ent⸗ 
lafiung bedroht. In faft jeder Verſammlung der Berg: 
atbeiterorganiſationen wurden laute geführt 
Über ein früher nicht oder doch wenigſtens längſt nicht in dem fetzt 
allgemein üblich gewordenen Ausmaß Cre „Antreiber⸗ 
em“. Schlechte Löhne, ſchlechte Behandlung, 
eſpitzelung uſw. waren an der Tagesordnung und wurden 
derart unerträglich, daß es mehrfach zu Streiks kam, die früher 
im Saargebiet zur r eltenheit gehörten. In beſonderer 
Erinnerung iſt vor allem auch der große Saarbergr⸗ 
arbeiterſtreik zu Anfang des Jahres 1923, der 100 
Tage dauerte und an dem ſich bis zu ſeinem Ende über 95 Prozent 
der Belegſchaft beteiligte. Die Franzoſen zeigten ſich damals vor 
und während des Streiks ſo unnachgiebig ge enüber den durchaus 
Forderungen der Bergleute, 5 die vielverbreitete 
Anſicht, ſie wünſchten den Streik und rechneten beſtimmt mit 
feinem Zuſammenbruch, um die ihnen ſehr unbequem gewordenen 
gewerkſchaftlichen Organiſationen zertrümmern oder doch 
wenigſtens weſentlich ſchwächen zu können, ſehr viel für ſich hatte. 
Mehr als je hatten ſich in dieſem Falle aber die Franzoſen 
und die ſie mit allen Kräften unterſtützende 
Saarregierungskommiſſion mit ſolchen Hoffnungen 
verrechnet. Die deutſchen Saarbergleute ſtanden 
feſt und treu zuſammen; fie wichen und wankten nicht, 
weder den verſchiedentlich gemachten Verſprechungen und 
Drohungen (eee ber, nod ließen ſie ſich — die planmäßig 
erfolgenden Verleumdungen der Organiſationsführer⸗ gegen dieſe 
aufwiegeln, obſchon es den Franzosen gelungen war, den be⸗ 
kannten „Franken⸗ Becker“ und ſeinen Freund Krämer 
u kaufen und ihren Plänen dienſtbar zu machen. Als alle 
Zerſplitterungsverſuche ſcheiterten und der 
treik bereits 3 Monate anhielt, ohne abzubröckeln, 
ließ ſich die franzöſiſche Bergverwaltung endlich zu Verhandlungen 
und Zugeſtändniſſen herbei, Jo daß der Kampf, nachdem 
et genau 100 Tage gedauert hatte, einmütig wie 
er begonnen wurde, mit einem bedeutenden Er⸗ 
16% werden konnte. 
eitdem ſind beinahe zwei Mie vergangen und in diefer 
Zeit haben ſich die Verhältniſſe an der Saar außer⸗ 
ordentlich ſtark geändert. Damals war der fran⸗ 


zöſiſche Franken der Mark Edel⸗ 


valuta, und auch die Bevölkerung des 4 etes konnte aus 
der Markinflation eine Zeitlang weſentliche Vorteile ziehen. Die 
Freunde der Frankenwährung triumphierten. In⸗ 
zwiſchen wurden ſie aber a i kleinlaut. Ja, nicht wenige 
von ihnen ſind ſogar aus e 
geworden. Sie bedauern geheim und offen, auf die von den 
ee a der Saarregierung und ihren Nachbetern aus politiſchen 
ründen angeſtimmten NN hereingefallen zu ſein und 
lehnen ſich ſeit vielen Monaten wieder aufrich⸗ 
tig nach der deutſchen Mark. Die Entwertung des 
Frankenkurſes vom Frühjahr 1923 bis Ende 1924 beträgt 
mehr als 50 Prozent und die Teuerung im Saargebiet 
7 noch weſentlich mehr zugenommen. Dagegen Jeit z. B. die 
öhne der Saarbergleute in . e eit um kaum 
15 Prozent geſtiegen. Die Lage der Bergarbeiter ver⸗ 
1 ſich immer mehr, ſo daß ſeit langem wirkliche Not in 
aft allen Beryarbeiterfamilien herrſcht. Vergeblich oder doch faſt 
vergeblich haben die N mehrfach Lohn⸗ 
forderungen geſtellt. Sie wurden hingehalten, vertröſtet 
oder ganz abgewieſen. Dabei waren die Franzoſen ehr wohl in 
der Lage, die Löhne angemeſſen zu erhöhen; denn die Saar⸗ 
gruben find bis 4 ba jie wahre Goldgruben. 
Haben fie in den Jahren 1920, 1921 und 1922 nicht 
weniger als 390% Millionen Franken Brutto- 
Gewinn erzielt, bei einer Nettoförderung von jährlich 


Dem⸗ 


nem Paulus zum Saulus 


die Fran zoſen in Der nd, weſentlich be 
en. Un 


— 


Tonnen Kohlen tm — (Wegen 
en Streites, der von den nome en allein 
wurde, scheidet das Jahr 1925 Hier fiir Berednungen aus.) 
das Jahr 1924 liegen noch keine endgültigen Zahlen vor; die 
its bekannt gewordenen Ziſſern zeigen ſedoch, da in 1924 die 
ettofötderung tund 14 tilionen Saartohle 
bettagen wird. Das find jowchi bezüglich der Firderung, 
wie der erzielten Ueberſchäſſe, Jahlen, die früher nſemals ete 
teicht wurden, namentlich was die Ueberſchüſſe anbetrifft, nicht 
annähernd. Dieſe Zahlen zeigen ferner aber auch mit größter 
Deutlichkeit, daß die Saarbergleute ihre Pflicht getan — t und 
ere Löhne 
d doch ſträubten ſie ſich hier⸗ 


zu zahlen, als ſie es 


sher tat 


gegen immer wieder mit der 4 1 iedenheit, insbeſondere 
nde v. 


auch, als die Saarbergleute € eine Lohnerhöhung, die 
der Preisentwicklung für die Lebenshaltung in etwa entſprach, 
tten. Die franzöſiſche Bergverwaltung machte auch jetzt wie⸗ 


einer Form, die die Vermutung aufkommen ließ, daß ſie es erneut 
auf eine äußerſte Kraftprobe ankommen laſſen wollte. Die Saar⸗ 
bergleute ließen fic) aber nicht ins Boxhorn lagen, im Gegenteil, 
die Verbitterung und die Ent Hloſſenhett ſtiegen ſozuſagen von 
Tag zu Tag. Sowohl auf den Gruben, wie in den Verſammlungen 
wurde erklärt Ad die Bergleute, wie immer, zwar zu Bere 
handlungen beret ſeien, ſich aber diesmal nicht mit 
wenigen Tentimes und Vertröſtungen abſpeiſen 
laſſen würden, ſondern lf gewillt ſeien, ebenſo wie 1928, 
zum letzten gewerkſchaftlichen Mittel zu greiien, 
wenn ihre Forderungen nicht im großen und 
ganzen erfüllt würden. Dabei waren ſie ſich vollſtändi 

klar darüber, daß der Kampf, wenn es dazu komme, ungemein ha 

und lang ſein werde. Manchmal ſchien es auch ſo, als ob der 


Streik wirklich unvermeidlich fet, als müſſe es wiederum zu 


einer 2 Kraftprobe zwiſchen den deutſchen Saarbergleuten 
und dem franzöſiſchen Bergfiskus kommen. Hätten die Führer der 
Gewerkſchaften nicht mit großem Nachdruck zur Beſonnenheit ge⸗ 
mahnt und hätte man es mit einer anderen als der an ſtrammer 
ewerkſchaftlicher Disziplin gewöhnten Saarbergarbeiterſchaft zu 
n gehabt, wären Putſche ſicher nicht ausgeblieben, zumal von 
ewiffer Seite des öfteren verſucht wurde, ſolche anzuzetteln. Die 
aarbergleute fielen hierauf aber nicht herein 
und gerade die unübertreffbare 24185 und 
ihre ruhige aber fefte Entſchloſſenheit, dic die 
1 * ihrem größten Erſtaunen bereits 1923 in ſo reich⸗ 
em Ma 


ſiſche 


Bergver waltung in e r 
fehl zu gehen — zur Nachgiebigkeit und zulange 
rundweg abgelehnten Lohnzugeſtändn Use die 
— die Vollarbeiter 1,60 Franken de Schicht ausmachen. Die Saar⸗ 
ergleute haben ſich mit dieſer Lohnerhöhung unter Proteit jue 
nächſt quit eden gegeben und von der Anwendung des Streiks 
einſtweilen hen. in der mit Nachdruck ausgeſprochenen Er⸗ 
wartung, daß die in Ausſicht geſtellte einwandfreie Ermittelung 
der Teuerungsziffer — vorgenommen werde und eine dem Er⸗ 
dar dieſer Ermittelung entſprechende Lohnerhöhung unmittel⸗ 
ar folge. 


Die ſeit Dezember v. > laufende Lohn bewegung iſt 

alſo noch nicht zum Abſchluß gekommen. Da die 

Teen mühſam abgerungene Lohnerhöhung, ſo weſentlich ſie 

cheinen mag, im Verhältnis put Teurung längſt nicht als aus⸗ 

reichend 9 wird und die anderen Klagen der Bergleute 

nicht an eri) verloren ; da ferner, auch 
chen den 


große 
zwi 
in 


aatbergleuten und den 


rage kommenden Stellen in bezug auf die Renten aus 
der Unfallverſicherung und der Knapp e 


beſtehen, kann man eigentlich nur von einem „Waffenſtill⸗ 


ſt an d“ reden. zumal es vg Ry infolge der geradezu une. 


verantwortlichen Einſtellung aarregierung zu faſt allen 
wichtigen wirtſchaftlichen Fragen des Saargebiets, wie z. B. die 
ollfrage, Kreditbeſchaffung, 
egen heiten uſw., ganz abgeſehen von i 
politiſchen Fragen, Fundfir in ſo reichlichem Maße vorhanden 
iſt, daß man ſich wundern müßte, wenn es nicht 1 einer Exploſion 
kommt; denn auch die größte Geduld einer Be⸗ 
völkerung geht einmal zu Ende. Die Franzoſen und 
die Saarregierung aber haben es in der Hand, Störungen jege 
licher Art zu vermeiden. Sie brauchen nur auf die wirklich 
mäßigen und leicht erfüllbaren Forderungen der Bevölkerung eine 
zugehen, wie es recht und billig iſt, dann wird die Bevölkerung 
ey fein. Alle irgendwie in Frage kommenden Führer haben 
ei faſt jeder irgendwie paſſenden Gelegenheit wa theito ge naß 
immer wieder erklärt, daß fie und die Anhänger ihrer T. ga⸗ 
niſationen iF: mit den Tatſachen, das heißt Rechten 
und Pflichten, wie fie der Vertrag von Bere 
allles für die Bevölkerung des Gaargebictes 
o wohl wie für die und die 
e 


ranzoſen geſchaſfen hat, abgefunden haben 


f 


t allerlei Ausflüchte und Einwendungen und zwar teilweije in 


e kennengelernt hatten, brachten die fran zö⸗ 
auptſache 
wenigſtens — fo darf man wohl annehmen, ohne 


rer Haltung zu 


12 
4 
| bes jo unmittelbar den 
5 
en als die Saat N. eute, 1 
bie Gruben des Saatgebietes mus en mit 
a 
bactreten werden. Dadurch wurde der 1 
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a 
Ein 


fait tit ein 


*. 


objet und Ebenen Verteidiger ſeiner | 


2 


er im Sommet 1923: 4—— ein, daß die 


si 


1 irgendeiner ins — fallenden 
regierung und den 


ranting +, 


pfer für Recht und Gerechtigteit an der Saar. 
pialmar Branting im Alter von f 
und treuer Kämpfer Recht 
und Gerechtigkeit dahlngegangen. im Völkerbundsrat a 
Vertreter wiederpolt für die Intereſſen der Saar⸗ 
vüllkerung und gegen die Vergewaltigungspolitik 
ein 4 ve 8 tat er als 
— Dem —— bes. ein nd der Saarbevölke⸗ 
— * 
n det An ebiet in den ver⸗ 


nteteſſen verliert. 


Die on vom März 1923 920 ble ſelbſt im 


englischen Unter ufleben. erregte, aut die 
des biterbundes gesetzt wurde. ranti 8 
Ran in dieſer Frage — unter Vertreter 
treter im Völkerbund — lenkte die Aufmerkſa 
bundsrates a daburch die ganze Welt auf 
ſeine n erung” und trug dazu bei, 
ebiet größeres Verſtändnis entgege 
noch nicht um der franzöſtſchen Gewaltpolitit an 
ae Saar ein Ende zu machen. 
Branting war das Ratsmitglied, das angel der Notverord⸗ 
nung 88 dafür hatte, 70 000 Arbeiter der bene, 1 
ſiſchen Saargruben in einem 100täg gen Ausſtand um ihre Se 
ehauplung und das dann mitwirkte, daß 
für die Saararbeiter in erträglicher Weiſe gelbſt wurde. 
Schon 1922 zeigte er auf der Völkerbundsta nae in Paris 
ntereſſe, als er nach dem Stand der dranzig vay Truppen 
arzebiet fragte und erklärte, daß fie aus dem 
raus müßten ( fie find aber immer noch da * Herriot will 
'e auch noch wetter dort ＋ — trotz Vertrag!) Als erſter trat 
aarländiſchen 
vom Völkerbund angehört 2 eine Forderung, der bis 
“Bias immer nicht entſprochen wurde 
Die Dankbarkeit ie Saar ebietes tam am 7. 
des Pease Telegramm zum Ausdruck, in dem ſämtli 
argebietes „dem unentmegten Kämpfer für 
— der Völker und dem Förderer der gerechten Wünf 
F. baldige Geneſur 
Brantings Verluſt iſt für das iet unerſetzlich. 
Traue ſteht die 3. bietbe völkerung am Grabe 
n ſeiner Not hat das Sadrgeblet 
außerhalb des deutſchen Vaterlandes nicht viel Freunde. Um 
ſo herber der Verl 19 * et einen tatira tone on dabei auch 
einflußreichen Freund pestis Das Andenken des Heimgegange⸗ 
nen wird ond im Saargebiet in hohen Ehren ae alten bleiben. 


daß dem Saar⸗ 


anuar d. J. 


Aus Anlaß des Ablebens Brant Deu hatten die Landesrats⸗ 


fraktionen des Zentrums und der Deulſch⸗Saarländiſchen Volks⸗ 


‘Fite folgendes Beileidstelegramm an die Witwe des Bers 


rbenen gerichtet: 


„Det Tod Se. Exzellenz des —_ Miniſters Branting hat 
: bei der Saarbevölkerung große Trauer hervorgerufen. In 
Ihrem Herrn Gemahl verliert die Saarbe völkerung einen 
Freund, der als gerechter Mann ihre Intereſſen beim 
| Völkerbundsrat verteidigte. Deshalb wird die Saarbevölke⸗ 
rung dem Heimgegangenen ſtets eine aufrichtige, dankbare Ere 


innerung bewahren. Wir bitten Ew. Exzellenz, den Ausdruck 


unſerer herzlichſten Teilnahme entgegennehmen zu wollen.“ 


Auch der Bund „Saar⸗Verein“, Berlin, hat der Gattin des 
ſein Beileid durch folgendes Tele egramm zum Aus⸗ 
druck gebracht: 
„Mit dem Tode Ihres Herrn Gemahls hat die Saargebiet⸗ 
bevölkerung einen treuen Freund und Mitkämpfer 
für das the im Verſailler Vertrag gus 
geſicherte Recht verloren. Der Bund „Saar⸗Verein“, die 
Vertretung für den Kampf eum Regt und Serechtis⸗ 


t wurde, wenn es 


Gaargebiet |’ 


er | 


Saargebiet nicht zur 


ue von dem Ableben 


paler Weise, 


endete, daß er einen der jungen 


Th 
Mubenminif er und 
amteit des Völker⸗ 
s Saargebiet und Nachdem 


— 


nachdem 
Au 


der parte n ollte 
(eben. 


font. — — nger Mann dur 


hatte, daß er in Notwehr 


berichtete liber d 


iſt die große W̃ 


teit in au bee Saat 
der Saargrenzen, auert m 
bevölkerung dieſen aufrechten —— und Mitkämpfer des 
Saargebietes. Euere Exzellenz bitten wir unſer aufrichtiges 
Beileid anläßlich des Hinſcheidens Ihres Herrn Gemahls als 
Ausdruck treuen Dantes * dle bes per 
gegenzunehmen.“ 


kleine politiſche Umschau. 


Die Verwaltung der chen Gruben wendet, wie die 
Saarbrücker Zeitung an 85 8210 bah bert * ne. elgenattige 
de an um 4 ihre Unter + ge 


richtete eine Spielabteilung (! igſchule 
beizutreten. Im Weigerungsfalle wir bie ichtbefolgung m 
der Verwelfung von der betr. Schule geahndet. (11) Die Stiimperet 
wird nicht lange dauern. Die franzöſtſche 1 a 
im Übrigen ihr Augenmerk darauf richten, für tüchtige be 
Ausbüdung der Schüle, zu ge und ihre Finger von Sachen 
laſſen, die nicht ihres Amtes ſind und von denen ſie n ichts vets 
ſteht. Schuſter bleib dei deinen — 
Auf der Hanweiler 3 wurde, wie wir damals bea 
den Landjäger Thoda 
eine unbedeutende Auselnanderſetzung 
die der genannte Dein 
olver niederſtreckte. ren 0 unt u 
jehandelt habe, ſpüter au 
richt uf bats er dieſen getötet habe, „um dieſen zu erled 1255 
1 jenen Leuten bie. um die Politii 
cht erungsto on beiten t gemacht haben. 
under, daß b er bis heutigen Tages nicht nur 


es 


noch frei bet in mt belaſſen wurde 


Gemeinde bei der Regierungs⸗ 

* 6 ge Weben Rid, nahm der Gemeinderat von 

uweller am 22. Februar erneut zu der Angelegenheit Stellung. 
bei der vorſtell gewordene Ko 

rhandlungen mit dem Direktor des 


netn. Dieſer erklärte, 10 in er oe e mit den zuſtändi * ne 1 
hörden in Verbindung ſetzen zu wollen und 9 ler de 1 


verhalt unterrichten zu laſſen. Ein beſtimm Be Held 


eworden. Die Kommiſſion hat den Direktor 

unklaren darüber gelaſſen, daß der ge⸗ 
unter Proteſt von ſeinem 
mteguridtreten werde, wenn nicht bald etwas 


ni 


geſchehe. 
In der Sitzung des Gemeinderates wurde unter anderem ets 8 : 
man babe — alles vermiede 

; atten 


n, die Angelegenheit in die 
lichkeit zu bringen, man könne aber nicht wetter 
gulebe Es müſſe gefordert werden, daß nach Recht und Gerechtig⸗ 
Po 4 werde. Die Bevölkerung dürfe nicht einfach ene 
Landjäger 3 ert werden. Der Gemeinderat erwartet, da 
iche * an der Kirmes nunmehr ſeine 
hat, d endlich 
n ges 
dann wird der 
e und unter Proteſt gegen das 


der unglil 


erhalten der fein Amt ntederleget 


Nach einer Meldung der „Saarbrücker La eitung“ ma 
ſich 1 tarte Ub aus sieitung mad 
ebiet nach Loth cece Es handelt hier⸗ 
i um Bergmannsfamilien, nach 
wandern. D 8 2 tefer nderung nach 
wg bee! tm Saargebiet. Die Firma de 
mehrere hundert ſer und werden noch 
n Pfalz um eine e Miete zur * 
tend bisher nur monte auf d 
ſchen Gruben waren, Erſtellung | 
| von iterwohnungen rhältnis dor eln 
Im geſchieht gar "sts, un — 
* 


nürung des Saa bi 


en 


m Saargebiet und der 11 


n begonnenen Anlagen für at veridiedeniten 
öfe an der igen ge 3 allmählich ihrer 
llendung entg tgegen omburg und Eindd 

haben die Arbeiten gedauert. ni 

man daß über die des 
Saargeblets erſt t im 
jeden werden au . andern Seite ſedoch 

lagen det hn dfe an der deutsch 


geſamten Saargebiets⸗ 


us lelnem | 
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Uändiſchen Gre ze — zu deren Koſten übrigens das 

nich Beträge 

erhält man eine weitere Beſtätigung da 
0 


Verfallles nicht zuließ,“ nämli 
: 
die 


1000 


tun g | 
onsablidten Frankre 


Im Jahre 1920 


iil ms Sa 
e beitragen mußte — betrachtet 
t, daß Frankrei 
aat regierung eben⸗ 


nd mit ihm 


den Saarſtatutsbeſtimmungen in Verſailles nur zu⸗ 
offnung, in dem fil fs 
mungskampf die wirt Gatien und politiſchen 


eſtalten zu können, daß ihm das Saargebiet nach dieſer Zelt zu⸗ 
25 Man wird immer mieder an den Ane erinnert, den im 


faartandijden Grenze forderte, dak das S 


Es iſt, w 


ſeiner⸗ 


zu dieſen fanzöſiſchen Zollanlagen aus der Landeskaſſe verlangte, zum Opfer fiel. Ont 
gerettet werden. Der Schaden ift febr 2 Me ſoll die 
Neder a 


dieſe Annezi⸗ 


ind in Hand Nos rit gt. 


1 


paß - und Follfeagen, 


Automobilen. 


tte Frankreich 1398 Peiſonen- und 383 | 
Laſtkraftwagen in das Saargebiet ein. Aus Deuiſchland wurden 


im Saargebiet fo gut wie gar keine Automobile eingeführt, da 
einmal die Zollverwaltung derartige ein 
* die Einfuhr 2 deutſchen Wagen machte, daß ein ſolcher 
Verſuch a slos bleiben mußte, zum anderen die Automobil⸗ 
beſitzer im Saargebiet fürchten mußten, daß fie beim Beſitz deut⸗ 
cher Wagen nach dem 10. Januar 1925 keine deutſchen Erſatzteile 
mehr in das Saargebiet hineinbekommen würden, oder gegen 
inen fo hohen Zollaufſchlag, daß von der 
Wagen im Gaargebtet abgeſehen — 4 4 Alles ſelbſt⸗ 
verſtändlich nur „im Intereſſe der Wohlfahrt 


Die zelpyelitiſche Trennung des Saarzebiets von Frankreich 


„Eein Arbeiter aus dem Saargebiet verjudte einem Bekannten 
ein Zweibrücken einige hundert Zigaretten mitzubringen. Er wurde 


dabei jedoch erwiſcht und mit einer Zollſtrafe von 100 Mark be⸗ 
Tegt. Die Zigaretten wurden beſchlagnahmt. Es iſt tragiſch, daß 
o etwas N werden muß, wodurch uns greifbar vor 
geführt wird, daß tatsächlich das von Deutſch⸗ 
and in zollpolitiſcher Hinſicht abgetrennt wurde, als fei es Aus⸗ 
land für Deutſchland. 


Sruerrung der Tabalseinſuhr. 
Die Handelskammer zu Saarbrücken teilt mit: 


Am 19. Februar 1 üben die fran en Zollſtellen be⸗ 
bie 257 9 abrikaten 


Llannt, daß die Einfuhr von 
da. Saargebiet geſperrt jet. Die Sperre trat mit ſofortiger 
irkung in Kraft. Die Handelskammer iſt ſofort nach Bekannt⸗ 
werden dieſer Maßnahme, welche ſchwere Schädigungen für das 
geſamte Tabakgewerbe mit Beſtimintheit erwarten läßt und des⸗ 
wegen als beſonders rigoros bezeichnet werden muß, weil ſie ohne 
lede vorherige Ankündigung erfolgte, bei der 9 
zaiſſion vorſtellig geworden und hat gebeten, auf eine Aufhebung 


et zu den für 


Maß eines Tabakeinfuhrverbotes für das Saarge 


ichhaltigen Gründen ver⸗ 


ertigung an der deutſch⸗ 
führen 


fii n, welche politiſche Ab⸗ 
ſich hinter der mächtigen fang? iden Zollan⸗ 


er Sperre hinwirken zu wollen. Die nn der 


m die jetzige S 
wenig die Ab 1 haben, das Saargebiet 
wieder freizugeben, wie ſie die Räumung der Kölner 
Zone aus nichtigen und nicht einmal f halti 
weigert haben. Man wird immer wieder daran erinnert, daß 


ſtimmte Volkstrauerta 
für das übrige Reid) feſtgeſetzten Beſtimmungen im 


| ordentlich rege. 
baut, während die Baugeſellſchaft“ 46 Zwei 
et 


organiſierte Einbrecherbande. 


Bevölkerung“. 


egierungskom⸗ 


— 


+ = 
argebied Beftimmungen cine Meberteagung von frat 


onopol⸗, d. h. das it 
aargebietes darſtellt, ay nicht zu rechtfertigen iſt. Außer⸗ 
dem hat die Handelskammer eranlaſſung genommen, auf die 
weten wirtſ — 4 Schädigungen hinzuweſſen, welche dur 
e u en, daß die Vorſtellun it 
fammer von Erfolg begleitet fad. 


| Kleine Tageschronik. 
Saarbrücken. Der für das ganze Reich für den 1. März bes 
Q- wird auch entſprechend e 

aa 
in der gleichen Weiſe begangen werden. — Die Be Delt 15 
rungszahl der Stadt Saarbrücken iſt von 124699 am Une 
fang des Monats genes: auf 124 805 am Ende gleichen Monats 


geſtiegen. Durch Geburten iſt eine Zunahme von 226 Köpfen 


zu verzeichnen, in der gleichen 134 Todesfälle aus⸗ 


gewieſen werden, fo daß die Zahl der Geburten die d 
Hille um 110 überwie 5 . Geburten die der Todes⸗ 


by 
Dudweiler 3 unſerem Ort iſt die Bautätigkeit außer⸗ 
om Kreis wurden 40 Einfamilie ahäuſer ges 


familien- und 34 Einfamilienhäu 

„Mettlach. Dem Manufakturwarengeſchäft Schulte ſtatteten 
Einbrecher einen meg ab, wobei ihnen Waren im Werte von 
rund 25 000 Fraken in die Hände fte en. Die. Einbrecher wurden 
jedoch bemerkt, fo daß fie mit ihrem Raub . mußten. 
Hierbei ließen fie den größten Teil der Beute im Stich. 


m iner 


der Einbrecher, ein gewiſſer J. Kraus aus Dirmingen, und die 


Hehlerin, ein 16⸗ bis 17jabriges Mädchen aus Mechern, wurden 
verhaftet. Anſcheinend handelt es fic) hier um eine größere 


Lautzkicchen. Der älteſte Bürger unſerer Gemeinde, der 
penſtonierte Bergmann Jakob Kiefer, iſt im Alter von über 
94 Jahren geſtorben. Er war dreimal iratet und alle drei 
Frauen find im Tode vorangegangen. . 
„ Blieskastel. In der Bliesmühle brach Großſener aus, dem 
faſt das ganze Gebäude und beinahe der ganze Getreide vorrat 
Die Getreidevorräte konnten nur zum Teil 


ſellſchaft, der die Mühle gehört, dieſe ſofort ufbauen 
len. Die etwa 40 Arbeiter und Angeſtellten ſollen weiter⸗ 


wo 
beſchäftigt werden. VVV 
St. Ingbert. Ein im Saargebiet noch wohlbekannter B 


baubeamter, Oberbergamtspräſident a. D. Joſeph Planer, 
in München im Alter von 74 Jahren geſtorben. Von 1907 bis 
1917 war er Vorſtand des bayeriſchen Oberbergamtes. Im 


Saargebiet war er u. a. als Grubenverwalter in Mittelbexbach 
und als Bergmeiſter in St. Ingbert tätig. Im Jahr 1900 tam 
er als Oberbergrat nach München zurück. ee 


von den Saararuben. 


Opfer des NMaubbaus. 


— Der auf der Grube Kleinroſſeln beſchäftigte Bergmann 
P. Spang aus Neunkirchen wurde durch einen Erdrutſch vere 
ttet. Er konnte von ſeinen Kameraden in bewußtloſem Zu⸗ 
ſtande aus ſeiner üblen Lage befreit und dann ins Kranken⸗ 


perſonal nachrichten. 
Ihre goldene Hochzeit feterten die Eheleute Helmuth 
Ri 1. Matte, 1, Pfählerſtraße; ihre filberne 
die Eherute Vorurbeiter Johann Saar⸗ 
rücken 5, ſowie die Eheleute Johann Stein in A ſenkeſſel. 


vom Bund „Saar⸗ Verein“ und den 
angeſchloſſenen Vereinigungen. 


Die 5. Tagung des Bundes „Saar⸗Verein“ 


wird in dieſem Jahre am 6. und 7. Juni in Hannover ſtatt⸗ 
finden. Wie jedes Jahr, ſo iſt auch mit dieſer Tagung eine 
große Saarkundgebung verbunden, und zwar im Stadion in 
Hannover. Angeſichts der vaterländiſchen Bedeutung und der 
Betonung des Zuſammenſtehens aller deutſchen Volksſtämme zur 
Wiedererlangung der nationalen und politiſchen Freiheit 
Deutſchlands, wie ſie in der Saar⸗Vereins⸗Arbeit verkörpert wird. 
hat eneralfeldmarſchall von Hindenburg ſich bereit er⸗ 
flirt, das Protektorat Aber dieſe Saarkundgebung zu überneh⸗ 
men. Dem Ehrenausſchuß der 5. Bundestagung werden nam⸗ 


hafte Perſönlichleiten aller politiſchen Parteien der Reichs⸗ und 


nern, was. Fran re von erwar e 1. And | 
‘man wird immer wieder daran erinnert, was Dr. Brey als . 
Beauftragter des Herrn Richert über dieſen Mujtrag ullicher 
ausſprach, nämlich, „nachträglich zu erreichen, was a 
| He Mißgunſt in; 
die Annexion des 1 
nergeit die Kredite 
| lagen an der deutſch⸗ 4 
a ar ebiet über a 
nd iſt und daß die 
Bevölkerung Gebiets treu zum deutſchen 
Vaterland ſteht⸗ Wenn es — dieſe er⸗ 
dier ließ, ſo KL in der beſtimmten Abſicht, das Saar⸗ a 
gebiet niemals wieder herauszugeben. Im andern Fall hätten 4 
der kommenden 10 Jahre bis Abſtimmung provijo- 
tilde Zollanlagen genügt, um die ge 4 
laarländiſchen Grenze in * Zeit dur 4 
3 müſſen es auch bei dieſer legenheit wieder betonen, nur gu 1 
bedauerlich, daß an dieſen die ſcheinbar a 
Art find, die deutſche Preſſe wie auch dle Mehrhei 4 
des deutſchen Volles gedankenlos vorübergeh a 
Mir aber beurteilen die Lage welentlich ernster und halten es 
| zeit die ſich nain fiellte, ais fe | 
Die Ueberſchwemmung des Saargebiets mit franzöſiſchen 4 
| 
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Deutſchlands führt. 


am Auf⸗ und 


den 
Pingstotten einzurichten. 


telt. 
Wir haben zunächſt unſeren ig oe die Proſpekte in 
w 


zugehen taffen zu wollen. 
Univerſitäten und 50 
werden möge. 6 


Aufklärungsarbeit des 


hielt am 17. Februar d. 


| — 82 — 
“ Bandtagsfrattionen, die Vertreter der ſtaatlichen und kommu⸗ 


nalen Behörden uſw. angehören, u. a. der Oberpräſident der 
Provinz Hannover, Noske, der Regierungspräſident von 
Belſen⸗ Hannover und der frühere Landrat des Kreiſes Ott⸗ 
weiler und Saarbrücken im Saargediet, Regierungsprajident Dr. 
von Halfern⸗ Hildesheim. Dem Saargebiet wird die Saar⸗ 


tagung in Hannover einen weiteren Beweis erbringen, daß im 


unbeſetzten Deutſchland immer mehr das Bewußtſein ſich durch⸗ 


ſetzt, welch' heroiſchen Kampf die Saargebietsbevölkerung um 


das Deutſchtum an der Saar, um das Recht und Eigentum 


RundfHeeiben des Sundes „Saar- Verein“ an ſämtliche 
| Ortsgruppen und Einzelmitglieder. 
Di.ie Deutſche 
bie zurzeit % Jahr beſteht und über 150 000 Mitglieder zäh, will 
: usbau der Hausbüchereien tätigen Anteil nehmen. 

Sie will jedem den ANN guten Buches ermöglichen, vor allem 
Minderbemi lten die Gelegenheit bieten, io eine 
egene und vornehme Eigenbücherei mit geringſten Anſchaf⸗ 


Die Buch⸗Gemeinſchaft bietet — dem B das 
Zeitungsbuch (eine zweimal monatlich erſcheinende Zeit] 55 
Die außer in ſich ab ane enem Unterhaltungs⸗ und Wiſſensſto 
D üäfts 


fi | lbleder 
leriſch wertvoll ausgeſtattet, 320—450 Seiten ſtark, 


iter ebenen Bücher Jind nur dur it⸗ 
a 


Lied] 
Bante beim Buchwerkauf fällt alſo ſomit weg, woraus ſich begreif⸗ 
icherweiſe der teis erklärt. 
det Bücher wird durch 
t 


wirtſchaftliche 


m ein 
weiteſten 


Proſpektmaterial wird vom Verlage: 
Deutſche Buch⸗Gemeinſcha GmbH. Verl kn ot 
eltowerſtr. 29, auf un ch koſtenlos übermit⸗ 


erben und die ethaltenen Bücher 


reunden 
nd Bekannten tm Saatgebiet als 


eſchenke 


“ay 42 Bund und die 

im Auguſt v. J. in einer längeren Eingabe an die Deutſchen 
veranlaſſen zu wollen, daß in — — 
ran! 0 er wenigſtens einma 
vor der Studenten ein Vortrag über das Saar⸗ 
und die durch das Verjfailler Diktat 
eſchaffenen Verhaltniffe in Saargebiet gehalten 
leichzeilig wurde eine Anzahl Redner namhaft 
macht, die ſolche Vorträge übernehmen würden. Für deren 
eiſetoſten ſollten erforderlichenfalls von der Geſchäftsſtelle 
Saar⸗Verein Mittel zur Verfügung geſtellt werden. Faſt alle 
Univerſitäten und Hochſchulen haben im Intereſſe weiteſtgehender 
willigſt angenommen u vie Ba — 
ill e Vor mit gutem Erfolge halten 
laſſen. Den Schluß der Vorträge in Rieſem — bildeten die 

Vorträge in Köln und Je * { 
Berghauptmann eff⸗ Halle, Mit⸗ 
gited bes Beratungs: und Auſſichtsausſchuſſes der Geſchäftsſtelle 
r-Berein, einen Vortrag über „Die Weſensart des 
Saargebiets und ſeine Bedeutung“. Der Vortrag 
| 0 im Audttorium maximum der Univerſität ſtatt. Trotz vieler 
Abhaltungen und des nahen Semeſterſchluſſes aw ch der 
beifällig aufgenommene Vortrag eines guten Beſuchs. Allgemeine 


und begeiſterte Zuſtimmungen fanden die Schlußausführungen des 


Vortragenden, daß mit dem Kampf gegen die Kriegsſchuldlü 
auch der Kampf gegen die über das Saargebiet von den — 
vorgebrachten lügneriſchen Darſtellungen aufgenommen werden 
müſſe, um mit der Beſeltigung der Härten des Verſailler Diktats 
auch eine Aenderung der das Saargebiet ſchwer bedrückenden 
dwangsbeſtimmungen herbeizuführen. Es wurde die Frage ans 
grrest, ob die Gründung einer Ortsgruppe des 
rag fan ena a ranlaſſun s Aſta 
am Montag, den 9. Februar, in den Noſenſälen als Kund⸗ 


— 


telle an die einzelnen Mitglieder ent⸗ 


Saar ⸗Berein haben ſich 


gebung gegen die Fremdherrſchaft im SGaare 
ebiet ſtatt. kurzen, einleitenden Worten eines Aſtaͤ- 
itgliedes, die uns die augenblickliche Not und Schmach unſeres 
Vaterlandes packend vor Augen Her Oberlandes⸗ 
ndres, der 1. Vorſitzende des Bundes „Saar ⸗ 
erein“, das Wort zu einer eindrucksvollen, längeren Rede. 
Er Bing, o berichtet die „Jenaiſche Zeitung“, aus von 
dem wirtſchaftlichen und kulturellen Wert des Saarlandes für 
unſere deutſche Zukunft, wie dieſes kerndeutſche, reiche Land ſchon 
von jeher das erſehnte Ziel franzöſiſcher Eroberungspolitik 
geweſen ſei und wie nun auch die Franzoſen durch den 191 
Er 


vollen Vertrag von Verſailles alles wieder daran geſetzt hätten, 
das Saargebiet für immer in ihre Hände b. bekommen. 
ſtreifte dann die Punkte des Vertrages von Verſailles, die das 
Saarland betreffen, und griff vor allem heraus: 1. Uebertragung 
des geſamten Kohlenbergbaues an Frankreich als Reparation für 
die in Nordfrankreich von uns zerſtörten Kohlengruben, 2. Schran⸗ 
kenloſe Ausbeutung dieſer Bergwerke auf 15 Sabre und 3. Lose 
trennung des Saargebiets von Deutſchland. her iſt eine 
. eingeſetzt, die als Treuhänder un ate 
und unbeeinflußt das Land verwalten ſoll. Täglich aber fühlt 
das Volk an der Saar, daß dieſe Treuhänder nut ausübende 
Organe franzöſiſcher Winkür ſind. Dadurch, daß die Kohlen⸗ 
bergwerke in den Beſitz Frankreichs ſind, 
— wirtſchaftlich über das Saargebiet. zu kommt 
inführung der Frankenwährung und die Aufnahme des Saar⸗ 
landes in das franzöſiſche Zollgebiet. Dadurch entſteht eine Zer⸗ 
rüttung der Saarwirtſchaft, die die wirtſchaftliche 
orientierung zur Folge hat. Auf . tankreichs ſind au 
franzöſiſche ehen mit franzöſiſchen rkräften eingericht 
beuiſche "Ge d fie i tfremde 
utſches zu rauben und ſie immer mehr zu entfremden. 
Zum Schluß erinnerte er daran, daß das Saarvolk eines der 
treueſten ſei. Dieſe Treue hätte es durch viele machtvolle Kund⸗ 
gebungen gegen die Fremdherrſchaft zum Ausdruck 5 Er 
ermahnte uns, auch hier im Innern des Landes die a de : 
nicht zu verlieren und aud unſer Teil dazu 3 das 
Saargebiet wieder deutſch und aus den Händen des fremden 
Eroberers entriſſen werde, zum Wohle unſeres Vaterlandes. — 
Der reiche Beifall bezeugte, daß ſeine Worte aus dem Herzen 
geſprochen waren. — | a 


Die Ortsgruppe Halle des Bundes „Saar⸗Berein“, welche 
jahrein, jahraus an der großen vaterländſſchen Aufgabe, die die 
Geſchäftsſtelle und der Bund „Saar⸗Verein“ ſich geit haben, it 
dankenswerter und unermüdlicher Weiſe mitwirkt, hat anläßlich 
des 3. Jahn⸗Schwimmens innerhalb der deutſchen Turnerſchaft am 
14.—15. Februar d. J. in Halle a. d. Saale die aus dem Saar⸗ 
brücker Gau erſchienenen Schwimmer in beſonderer Weiſe will⸗ 
kommen geheißen und . Unſer lieber Landsmann, 
Studienrat Otto Kopelke in Halle ſendet uns über „Die 
Saarländer beim 3. Jahnſchwimmen in Halle“ 
olgenden Bericht: „Aus allen Gegenden des Reiches waren die 

wimmfrohen Turner herbeigeeilt. Die größte Freude aber war 
es für die Veranſtalter, daß die Saarländer es ſich nicht 
nehmen 150 auch dieſe Gelegenheit 7 ergreifen, ihren Zu⸗ 


ſammenhang mit den deutſchen Turnbrüdern 
hier im Nei 4 durch ihr Erſcheinen zu betonen. Und ſicher haben 
es die Treuen nicht zu bereuen gehabt, daß ſie den weiten und 
die großen Koſten auf ſich genommen haben. Die Hallenser Turner 
— es als N Pflicht angeſehen, es den Gäſten von der Saar 
o angenehm wie möglich zu machen. Und damit nichts unterlaſſen 
würde, hatte man den Vorſtand der Halleſchen Orts 
des „Saarverein“ dem 
aden. Gleich bei der Ankunft * 2 dem nhof ſollten die 
Saar⸗Turner erkennen, daß man fie als 
trachtete. Dem 
Ing. Schuh ma 


rengäſte be⸗ 
tigen Vorſitzenden der Halleſchen Ortsgruppe, 
er, war es gelungen, die Bergkapelle 


wurde. Und ſo begrüßen deutſche Weiſen dieſer Kapelle 
ereiſten Treuen. Daß es gerade eine Bergkapelle in der ihnen 
fo wobibetannien ſchmucken Bergmannstracht war, mußte ihnen 
ſonders wohltun. Mit Muſik wurden ſie dann auch in die 
Stadt geleitet. Auch beim Be nn ſtanden die 
Turner von der Saar im Mittelpunkt. Ein beſonderer Tiſch war 
für ſie bereitgeſtellt, wo ſie dann im Kreiſe von Angehörigen des 
Saarvereins einige Stunden voll treuen Heimatgedenkens ver⸗ 
brachten. Verwaltungsdirektor Vogel war von Berlin herüber⸗ 
ekommen, um zu zeigen, daß die im unbeſetzten Deutſchland denen 
nk wiſſen, die trotz allen ckes treu ihre Heimat als deutſches 
Land verteidigen. uch der einſtige . der Saarbrücker 
Bergwerksdirektion. Berghauptmann Clef, welchen die Hallenſer 
Ortsgruppe in dankbarer Anerkennung — hohen Verdienſte um 
den Saarverein ſchon vor längerer Zeit zum Ehren mit⸗ 
gliede ernannte, war zur Begrüßung et inen. Im 
— — des Abends waren mehrere Nummern unmittelbar den 
ar⸗Turnern gewidmet. So . — fie, was fie vielleicht kaum 
geahnt, daß man auch tief im Innern Deutſchlands nicht gleich⸗ 
gültig dem ſchweren Kampfe gegenüberſteht, der dort im äußer⸗ 


e weit⸗ 


deutſchen Kindern ihre eigene Sprache und ihr 4 


zu ge innen, die liebenswürdigerweiſe zur e, geſtellt 
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Wintel der Weſtmark ausgefodten wird. Beſcheiden und 
per erlebten fie die Kundgebungen, und manchem Landsmann, 
— hier fern der Heimat wohnt, war es drum gar ſchwer ums 
Herz. Heimatluft umgab alle, beſonders als dann auch mehrfach 
uUnſer geliebtes Saarbrücker Deuttſch ſich in der 
Unterhaltung breit machte. Nach verſchiedenen Muſikvorträgen 
nd nach der Begrüßung durch den Gauvertreter Meyer, nach 
uſtellungen und nach Geſangsvorträgen des Burgemeiſter⸗ 
Quartetts erfolgten die Anſprachen, von welchen ganz beſonders 
die des Vorſitzenden der Deutſchen Turnerſchaft, Profeſſor 
Dr. Berger in Charlottenburg erwähnt ſein möge. Die Be⸗ 
grüßung der Schwimmer aus dem Saarbrücker Gau hatte der 
Leiter der Geſchäftsſtelle „Saar⸗Verein“, Verwaltungsdirektor 
Vogel⸗Bexlin übernommen welcher die Saarbrücker Lands⸗ 
leute herzlich willkommen hieß. Er dankte in erſter Linie der 
Deutſchen Turnerſchaft dafür, daß fie bei jeder 
Gelegenheit des Saarlandes und feiner treu⸗ 
deutſchen nn gedenke, und er gab ſeiner 
aufrichtigen Genugtuung darüber Ausdruck, daß in der Feſtſchri 
des 3. ⸗Schwimmens beſonders hervor worden jei, 


daß der Turnbrüder aus dem beſetzten und ab⸗ 


getrennten Gebiete n edacht wets 
den jolle, und on den Binnendeutſchen immer 
wieder zum Bewußtſein gebracht werden müſſe, 
wie ſchwer es den Brüdern und 
an dem Rhein, an der Moſel und der Saar werde, unter dem 
Druck der Feinde ihr Deutſchtum zu behaupten und in dem 


Turnverein Aufbauarbeit im Jahnſchen Geiſte zu lei Olid 
licherweiſe ſeien die Deutſchen an den daher en Grenzen des 


Reiches immer ein beſonders zäher Schlag, deren gewaltſame 
Unterdrückung gerade das Gegenteil erreiche von dem, was die 
Feinde erzielen wollten. Voller Stolz ſähen die Binnendeutſchen 
auf dieſe braven Brüder und Schweſtern, und das Jahn⸗ 
Schwimmen möge ihnen das feſte Bewußtsein bringen, daß 
die Turner im nichtbeſetzten deutſchen Vaterlande ſich eins fühlen 
mit ihren Brüdern und Schweſtern jenſeits des Rheins in aller 


ſchaft mit ihnen trennen könne. In kurz Mr Weiſe gab 
er ein anſchauliches Bild von dem vorbildlichen ade 
den das treudeutſche Saatvolk gegenüber den 
Gen, Verwelſchungsbeſtrebungen zu be⸗ 
ehen habe, und mit Stolz wies er auf die Einigkeit und 
Einmütigkeit dieſes Saarvolkes hin, welches vom 
techten bis zum — 4 linken Flügel in der Liebe und Treue 
zum deutſchen Vaterlande feſt zuſammenſtehe. Nach kurzem Hinweis 
auf die Geſchichte des Saargebiets, das, jolange Geſchichte geſchrie⸗ 
ben wird, immer gut preußiſch, der heutige pial e Teil gut 
das ganze gut deutſch geweſen ſei, beleuchtete 
er in aller Kürze die heutigen politiſchen, wirtſchaftlichen und kul⸗ 
turellen Zuſtände, unter denen das cena If an der Saar, 
von dem Mutterlande mit allen Schikanen in der raffinierteſten 
N abgetrennt, ſchwer zu leiden und ſchwer zu kämpfen habe. 
nd dennoch ſei jeder Saarländer ſtolz darauf. ſtets und überall 
iner Ueberzeugung dahin Ausdruck geben zu können, daß das 
aarland immer deut] 
auch deutſch bleiben werde. Es folgten weitere Muſik⸗ 
vorträge ſowie der Vortrag vaterländiſcher Gedichte, von welchen 
ganz *efonders das Gedicht von Hermann Stegemann „An 
Ber Saat“ mit den Schlußworten Beifall fand? 


n unferem Herzen ein brennend Recht, 
mſchmeichelt von feindlichem Broden, 
So ſtehen wir feſt, lieber tot als Knecht 

Und deutſch bis zum letzten Odem!“ 


Im weiteren Verlauf des Abends überreichte der 1. Vor⸗ 
Peuse der Hallenſer Ortsgruppe, Herr L. LI den 
chwimmern aus dem Gaargebiet ein von Herrn Sngenieur 
Trog — entworfenes Gedenkblatt zur Erinnerung an 
die I ay urch die Saarländer und an die ſchönen in Gate 
— 1a beſonders ſtolz jet denfalls haben die 
neue ätigung ga onders ſtolz ſein, jedenfalls en 
aus dem wiederholt ihrem herzlichen und 
aufrichtigen Dank darüber Ausdruck Beaeben., daß fie bei ihren 
Brüdern und Schweſtern im Mutterlande, 
eine ſo liebevolle und herzliche Aufnahme gefunden hätten. 


Unſer Saarbrücker Landsmann, Herr Studienrat Dr. Otto 
Kopelke ſchließt ſeinen Bericht mit folgenden Worten: Seh 
Ihr es, hört Ihr es. Ihr Treuen, wie man hinter Euch fe e 
Man Euch den Rücken ſtärke wie man Euch die Laſt erle chien 
wie man Euch Dank für Eure Treue entgegenbringen will 
Haltet weiter aus! Wir vergeffen Euch nicht, erſt recht nicht wir, 

en Wiege dort unten geſtanden die Jugend⸗ und Berufsjahre 
dort verlebt haben! Und br Fremden, hört es: Heimat⸗ 


. eimattrene läßt ſich nicht aus der Seele reißen 


it ein läſtiges Unkraut!“ 


n Köthen gelt der Vorſthende der Magdeburger Ortsgruppe 
des Saar Herr Giersberg+ Magdeburg, 
vor einer großen Verſammlung, in welcher hauptſä lic Studenten 


weſtern jenſeits des Nheins, 


Not und allen Lagen, und daß ſie nichts von der Volksgemein⸗ 


war, deutſch ſei und 


nden. Die Ortsgruppe Halle darf auf dieſe 


beſonders in Halle, 


anweſend war 


925, einen jel 


trages ein ſchilderte, auf we ehauptungen Frankre ine 
trages erreicht habe, naomi 
Gruben während des ‘Spe og 2. hiſtoriſche Anſprüche und 3. ges 
100 daß dieſe drei 
uptungen une en, denn 1. to 
ng 9 n 1. jet die Gru ritorung 
s Saargebiet 
tauſend mit ganz kurzen Unterbeedungen 
utſch geweſen. ann 
ab er eine eingehende Schilderung, wie Frankreich unter Ver⸗ 
fetzun des Verſailler Dittats bet 


des Volkerbundes das Land als Kolonie be i 
der Pra 8 te beherrſche, da es im Be 
tiſchen Mache durch den Vorſitz in der Regierungstommifiion fei. 


? 


zum u 


ampf der diferung gegen Franzöſierungsbeſtrebungen 
vom mtenſtreit ab. Her rag wurde mit t 
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